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Nr. 584. Mittag⸗Ausgabe. 


Deutſchland. 
0. C. Neichstags⸗Verhandlungen. 
27. Sitzung vom 14. December. 

11 Uhr. Am Tiſche des Bundesrathes Fürſt von Bismarck, Delbrück, 
Leonhardt, Friedberg, v. Amsberg u. A. 

Präſident v. Forckenbeck: Ju der Sitzung vom 9. December hatte ich 
mir die Entſcheidung darüber, ob den Abgeordneten Bamberger und 
Stumm zu einer Erklärung vor der Tagesordnung das Wort zu ertheilen 
ſei, vorbehalten, bis der ſtenographiſche Vericht der betreffenden Sitzung ge⸗ 
druckt ſei. Nach Einſicht in den jetzt gedruckt vorliegenden ſtenographiſchen 
Bericht ertheile ich nunmehr zunächſt vor der Tagesordnung das Wort dem 
Abg. Stumm. 3 . { 

Abg. Stumm: Ich habe zu conſtatiren, daß der Sinn meiner Aeuße⸗ 
zung in der Sitzung vom 7. December kein anderer war als der, daß der 
Abgeordnete Bamberger im Jahre 1873 dem Compromiß in Betreff der 
Auſdebung der Eiſenzölle zu ſeinen Gunſten eine Auslegung gegeben hat, 
welche im diametralen Gegenſatz ſteht zu der Tragweite, welche er jetzt zu 
meinen Ungunſten demſelben beilegt. (Redner verlieſt mehrere Stellen aus 
der Rede des Abgeordneten Bamberger in der brtreffenden Sitzung vom 
Jahre 1873 und fährt fort:) Es geht aus dieſen Stellen hervor, daß, wäb⸗ 
rend der Abgeordnete Bamberger mir jetzt die Pflicht zuſchiebt, mit meinen 
Freunden an dem Compromiß vom Jahre 1873 feſtzuhalten, er früher aus ⸗ 
drücklich erklärt hat, der Compromiß binde nur diejenigen Abgeordneten, die 
denſelben ausdrücklich abgeſchloſſen baben. ‘ : 

Abg. Dr. Bamberger: Nur ein Wort, meine Herren! Die Bemer⸗ 
kung des Herrn Abeordneten Stumm am Ende der Sitzung von voriger 
Woche legte mir einen Widerſpruch in den Mund, der in ſeinem erſten und 
feinem zweiten Theil im Jahre 1873 ſpielen ſollte. Ich ſollte damals nach 
einander für und gegen den Compromiß gewirkt baben. Heute zieht er eine 
Parallele zwiſchen dem, was ich im Jahre 1873 geäußert und dem, was ich 
im Sabre 1875 gejagt hätte. Das deckt ſich meiner Anſicht nach gar nicht, 
und ich glaube, daß die Herren, die ſich die Mühe nehmen wollen, den ſteno⸗ 
graphiſchen Bericht zu leſen, ſehen werden, daß damit die Behauptung, die 
der Herr Abgeordnete Stumm das vorige Mal aufgeſtellt hat, vollſtändig 
aus der Welt geſchafft iſt. . 4 

Nach dieſen Erklärungen, durch welche die Differenz zwiſchen den Abgg. 
Dr. Bamberger und Stumm als ausgeglichen zu betrachten iſt, tritt das 
Haus in die zweite Berathung derjenigen Abänderungen des Straf: 

eſetzbuchs ein, welche nicht an die Commiſſion verwieſen, ſondern der 
urcberalhung im Plenum vorbehalten ſind. Es ſind dies zunächſt die 
$ 4 und 5, die bei der Discuſſion zuſammengefaßt werden. (Die gesperrten 
orte enthalten die Abweichung von dem beſtehenden Strafgeſetz). 

Nach den Strafgeſetzen des Deutſchen Reichs kann verfolgt wer⸗ 
den: 1) ein Ausländer, welcher im Auslande eine bochverrätheriſche Hand: 
lung gegen das Deutſche Reich oder einen Bundesſtaat, ein Münzverbrechen, 
oder gegen einen Deutſchen eine Handlung begangen hat, die 
nach den Geſetzen des Deutſchen Reichs als Verbrechen oder 
Vergehen anzuſehen iſt; 2) ein Deutſcher, welcher im Auslande eine 
Handlung begangen hat, die nach den Geſetzen des Deulſchen Reichs als 
Verbrechen oder Vergehen anzuſehen iſt. Die Verfolgung iſt auch zuläßig, 
wenn der Thäter bei Begehung der Handlung noch nicht Deutſcher war. 

85. Inſofern es ſich nicht um eines der im 9 4 Nr. 1 be 

eichneten Verbrechen oder Vergehen handelt, iſt im Falle des 94 
Rr. 2 Abſatz 2 das ausländiſche Strafgeſetz anzuwenden, ſoweit 
dieſes milder ii aan et — 3 Pag 0 en wer J) die 
5 ig durch die Geſetze des Orts, an welchem ſie begangen 
urdeal mit ohrafa beproht If: 2 ban den Genen des fut 
landes über die Handlung rechtskräftig erkannt und entweder eine Frei⸗ 
ſprechung erfolgt oder die ausgesprochene Strafe vollzogen; 3) die Straf⸗ 
verfolgung oder die Strafpollſtreckung nach den Geſetzen des Auslande 
verjährt oder die Strafe erlaſſen, oder 4) der nach den Geſetzen des Aus⸗ 
landes wi bang il der Handlung erforderliche Antrag des Verletzten 

; orden 
n ee v. Amsberg: Bei dem Werth, welcher von Seiten 
der verbündeten Regierungen darauf gelegt wird, über die SS 4 und 5 zu 
einer Verſtandigung mit dem hohen Hauſe zu kommen, möge es geſtattet 
fein, den Motiven Einiges binzuzufügen. Die Intention der verbündeten 
Regierungen gebt dahin, in den Fällen, in denen ein Deutſcher, welcher im 
Ausland eine Handlung begangen hat, die nach den Geſetzen des Deutſchen 
Reiches als Verbrechen anzuſehen iſt, das Erforderniß fallen zu laſſen, daß 
die betreffende Handlung nach den Geſetzen des Ortes, wo die Handlung be⸗ 
gangen iſt, mit Strafe bedroht ſei. Die verbündeten Regierungen ſind dazu 
gelangt, auf Grund einer Reihe praktiſcher Erfahrungen, welche es dringend 
wünſchenswerth gemacht haben, dies Erforderniß zu beſeitigen. Es iſt klar, 
daß, wenn irgendwo an einem Orte, wo der Sklavenhandel nicht mit Strafe 
bedroht iſt, er in Deutſchland nicht belangt werden kann. Wenn Verord⸗ 
nungen erlaſſen werden ſollen, um den Transport polyneſiſcher Arbeiter in 
beſtimmte Grenzen zu bannen, ſo iſt es doch fraglich, ob in dieſem Geſetze 
Strafbeſtimmungen getroffen werden können für Verbrechen oder 8 
welche in jenen Gegenden begangen worden find, wo eine Menge Delicte 
unſeres Strafgeſetzbuches nicht ſtrafbar find. Es mußte im böchſten Grade 
bedenklich erſcheinen, lediglich für die Polvneſier und den Bereich von Poly: 
neſien Beſtimmungen zu geben. Die Reichsregierung ift ermächtigt, deutſchen 
Conſuln die Befugniß zu eribeilen, Eide mit voller Giltigkeit für das Inland 

abzunehmen. Bei A Gelegenheiten war es nun zweifelhaft, ob, wenn 

an dem betreffenden Orte nicht die Beſtimmung beſteht, daß auch ein ſolcher 

vor einem auswärtigen Conſul abgelegter Eid als wirklicher Eid anzuſehen 
ſei, in Deutſchland eine Strafe wegen Meineids Plaß greifen darf. Wenn 
auch vieljach von der Wiſſenſchaft anerkannt iſt, es genüge, daß ein in 
Deutſchland ſtrafbares Delict in abstracto im Auslande ſtrafbar ſei, jo iſt 
doch auch vielfach die Strafbarkeit der conereten Form des Delictes im Aus: 
lande verlangt worden. Deshalb hat auch Amerika ein Geſetz gegeben, 
wonach der dor amerikaniſchen Conſulatsbehörden geleiftete Meineid ebenſo 
ſtrafbar iſt, wie der in Amerika ſelbſt geleiſtete. 

Auch von deutſchen Beamten im Auslande begangene Verbrechen und 
Vergehen mußten bisher im Inlande völlig ſtraflos bleiben. Hat ein ſolcher 
Beamter ſich beſtech en laſſen, jo iſt nach unſerer jetzigen Strafgeſetzgebung 
bin ke ft, ob er im Inlande belangt werden könne. Nach allen Seiten 

in n ſich Erſcheinungen gezeigt, welche es wünſchenswerth machen, von 
den Erforderniſſen unſeres Stlafgeſezes abzuſehen. Das deutſche Strafgeſetz⸗ 
buch iſt in der Beſtrafung der don Ausländern im Auslande begangenen 
Verbrechen im Inlande ſehr enge. Es ſoll daher jetzt auch der im Auslande 
von Ausländern gegen Deutſche begangene Delict ſtrafbar ſein. In dieſer 
Beziehung hat auch die Praxis eine Reihe von boͤchſt bedenklichen Fällen er: 
geben. Es ſind Fälle vorgekommen, wo Ausländer, welche im Inlande do⸗ 
micilirt find, Deuiſche im Auslande mißhandelt haben, und ins Inland 
zurückgekehrt, nicht van werden konnten. Dies hat man in weiten Kreiſen 
nicht begreifen können. Außerdem iſt ez, wenn ein Deutſcher im Auslande 
verletzt worden ift, unendlich ſchwer, in vielen Staaten die Strafverfolgung 
zu erreichen, namentlich auch wegen der damit verknüpften außerordentlich 
großen Koſten. Es kam überdies noch eine Reihe anderer Fälle vor; z. 
wenn in einem dritten Lande, nehmen Sie an in Frankreich, ein Ausländer, 
3. B. ein Schweizer oder Spanier einen Deutſchen verletzt: der Spanier ent⸗ 
Annt nach Spanien und läßt ſich ſpater in Deutſchland finden. In dieſem 

alle kann man ihn in Deutſchland nicht ſtrafen, obwohl es der franzöſiſchen 
urisdiction nicht möglich ſein würde, die Auslieferung des Spaniers von 
panien zu verlangen. Es erſcheint daher im Intereſſe der Rechtspflege 
dringend geboten, über die Schranken hinauszugeden, die gegenwärtig der 
deutſchen Strafgewalt gezogen ſind, und ich erſuche das hohe Haus, den 

88 4 und 5 die 2 geben zu wollen. ; 8 

Fürſt v. Bismarck: Der Umſtand, daß ſich über eine ſo wichtige 
Materie weder ein Redner dafür, noch ein ſolcher dagegen gemeldet bat, 
erregt mir die Beſorgniß, daß es die Abſicht ſei, über die 88 4 und 5 ftille 
ſchweigend hinwegzugeben. Ich würde dies mit Rückſicht auf die Verant⸗ 
worilichkeit, die mir für den Schutz der Deutſchen im Auslande als Vor: 
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ſtand des auswärtigen Amtes obliegt, im höchſten Grade beklagen. Ich würde 
nicht aus eigener Schuld, ſondern durch die Ablehnung des Reichstages in 
die Lage gebracht werden, den Schutz in weiterem Maße, als er bisher bei 
der, wie ich glaube, unvollkommenen Situation der Strafbeſtimmungen ge⸗ 
leiftet wird, nicht leiſten zu können. Ich würde meinerſeiis für dieſen Zu⸗ 
ſtand der Dinge der Verantwortung überhoben ſein, da die verbündeten 
Regierungen, indem ſie dieſe ſehr wichtigen und für das Anſehen des 
Reiches und ſeiner Angehörigen im Auslande bedeutſamen Paragraphen 
vorſchlagen, ihrer Pflicht zu genügen glauben. Der Vorredner hat im 
Weſentlichen die juriſtiſche Seite der Sache erörtert, ich erlaube, mir, fie noch 
mit Beiſpielen aus der neueſten Zeit zu belegen. Sie bedürfen, um dieſen 
Theil des Geſetzes zu beurtheilen, nicht der Suppoſition, daß ein Deutſcher 
etwa in wüſten Ländern, in unciviliſirten, da, wo die Strafgerechtigkeit über⸗ 
baupt nicht Sinn hat, verletzt oder ermordet würde, wir haben in cibili- 
ſirten Ländern doch Vorgänge geſehen, wonach in dieſen ein Mord im Allge⸗ 
meinen als ſtraflos betrachtet wurde, ſobald er an einem Deutſchen verübt 
wurde. Sie haben bei Aufſtänden in civiliſirten Ländern wie in Spanien, 
gefunden, daß Deutſche, ſei es, daß fie durch Sturm verſchlagen, ſei es als 
Reiſende dort ſich aufhalten, nicht nur gewaltthätig behandelt, ſondern auch 
in angeblich rechtlichen Formen umgebracht werden. 
erinnere an den Hauptmann Schmidt. Ich könnte noch andere ähn⸗ 
liche Fälle namhaft machen, die recht deutlich zeigen, daß es für die Sicherheit 
des Angehörigen des deutſchen Reiches, der ſich im Auslande bewegt, wirk⸗ 
lich eine weſentliche Verbeſſerung iſt, daß wenn an ihm ein Verbrechen verübt 
wird, dem Verbrecher doch wenigſtens in Deutſchland der ungeftraite Auf: 
enthalt nicht geſtattet iſt. Die Mörder der Leute, auf die ich anſpielte, 
würden ſich jetzt unter dem Schutz der deutſchen Geſetze ruhig bei uns auf⸗ 
halten dürfen, fie würden den Angehörigen der Opfer ihrer Verbrechen 
harmlos oder mit Hohn die Erzählung davon machen können, fie würden 
unantaſtbar ſein. Ich kann nicht leugnen, daß für mein Gefühl, für meine 
Wünſche, dem Mitbürger in dem Auslande in ſo vollem Maße Schutz zu 
gewäbren, wie wir ihn leiſten können, dieſer Zuſtand etwas Verletzendes 
bat, und Sie werden es mir nicht als eine eigenſinnige Hartnäckigkeit aus⸗ 
legen, wenn ich an dieſem Satze feſthalte und wenn ich die etwaige Ab: 
lehnung, die ich immer noch nicht befürchten will, nur als ein Ergebniß 
eines Mangels an Zeit, der Ueberhaſtung der Berathung anſehe, in welche 
uns die meines Erachtens ſehr üble Zeit der Zuſammenberufung des Reichs⸗ 
tages gebracht hat (Hört! hört!), fo daß ich es lediglich dem Mangel an Zeit 
zuſchreiben würde, wenn Sie dieſer wichtigen Materie nicht näher treten 
wollten. Ich bin aber bisher überzeugt, daß der Mangel an eingeſchrie⸗ 
benen Rednern Lagen oder für das Geſetz nur darin ſeinen Grund haben 
Be der Annahme dieſes Vorſchlages von keiner Seite etwas ent: 
gegenſteht. 4 
Abg. Lasker: Redner aus dem Hauſe haben nicht zum Worte kommen 
können, weil die Vertreter der Regierung ſich zum Worte gemeldet hatten, 
und es iſt ganz natürlich, daß zunächſt die Begründung der Regierungs vor ⸗ 
lage gehört wird, ehe aus dem Haufe geſprochen werden kann. Der Herr 
Reichskanzler hat ſowohl materiell richtig darauf hingedeutet, was in dem 
jetzigen Geſetz mangelhaft ſein kann, wie auch auf die Gründe, aus denen 
das Haus auch bei gutem Willen auf die §88 4 und 5 der Vorlage jetzt ein⸗ 
zugehen nicht in der Lage iſt. Ich habe ſchon in der Generaldiscuſſion dar⸗ 
auf bingewieſen, daß ich den Gedanken einer Ergänzung der jetzigen §8 4 


und 5 keineswegs als unberechtigt zurückweiſe, aber auch auf die Schwierig ⸗ 


keiten dieſer Punkte und die Unmöglichkeit hi 


r P. b edeutet, die Sache ſo zu 
ordnen, wie die Regierung vorgeſchlagen. 


In Bezug auf Verbrechen und 


Vergeben, die in uncivilifirten Gegenden begangen r We kann nur durch 
eiſe, 


ein Specialgeſetz geholfen werden und zwar in der W zu der ſich die 
Regierung ſchon in dieſem Jahre die Zuſtimmung erbeten hat. Eine Special: 
geſetzgebung, wie die in Bezug auf die Behandlung der polyneſiſchen Arbeiter, 
wird zu günſtigeren Reſultaten führen, als wenn man die unciviliſirten 
Länder zum Muſter für geſetzgeberiſche Beziehungen zu anderen civiliſirten 
Staaten nimmt. ch der Regierungsvorlage würde der für Viele von uns 
unannehmbare Zuſtand herbeigeführt, daß jede Handlung ſtrafbar wäre, die 
ein Ausländer gegen einen Deutſchen begeht, auch wenn dies im Auslande 
geſchieht. Wenn man auf einzelne ſpecialiſirte Verbrechen zurückkäme, fo 
würde vielleicht ein Anſtand nicht zu erheben fein, aber es it unmöglich, 
dieſen Satz zu generaliſiren. Eine Anzabl Fälle find nur bei uns Vergehen, 
im Auslande aber nicht. Es wird uns vorgeſchlagen, die Verleitung zur 
Auswanderung in einer beſtimmten Weiſe, die Verabredung wegen Bietens 
bei öffentlichen Auctionen zu beſtrafen. Ich erinnere auch an die Strafbe⸗ 
ſtimmungen, die wir bereits jetzt haben, die das preußiſche Strafgeſetzbuch 
gar nicht gekannt hat, über das Mitwirken beim Schuldenmachen von Min⸗ 
derjährigen. Ueberall da können wir doch unmöglich Beſtimmungen 
treffen, daß ein Ausländer, der einer ſolchen Handlung gegen einen Deut⸗ 
ſchen ſich ſchuldig gemacht hat, ſtraſbar ſein ſoll nach deutſchem Geſetz. 
Das würde den Standpunkt verrücken, denn der Ausländer iſt gar nicht 
verpflichtet, unſere Geſetze zu kennen, und ich bin überzeugt, daß wir — um 
nicht von auswärtigen Verwickelungen zu ſprechen — in Verwickelungen kom⸗ 
men, von denen wir nicht wiſſen, wie wir fie löſen ſollen. Daß ein Deut: 
ſcher, welcher im Auslande eine nach den deutſchen Geſetzen ſtrafbare Hand⸗ 
lung begangen bat, beſtraft werden ſoll, auch wenn dieſe Handlung im Aus: 
lande nicht beſtraft wird, würde allgemein ebenfalls den Anſchauungen 
wenigſtens Vieler von uns über Strafbarkeit widerſprechen. Es mögen 
Mitglieder des Hauſes die Regulirung dieſer Angelegenheit im Sinne der 
Vorlage wünſchen, es hat ſogar ein bervorragendes Mitglied, der Abg. 
Schwarze, eine Zeit lang dieſe Anſicht wiſſenſchaftlich vertheidigt, es iſt dies 
aber eine der ſchwierigſten wiſſenſchaftlichen In den, die nur unter Durchſicht 
des ganzen Sirafgeſetzes glücklich gelöſt werden kann, und jo glaube ich, daß 
der Bere Reichskanzler die Gründe der Majorität, wenn fie zur Ablehnun 
geneigt ſein ſollte, ganz richtig dahin interpretirt hat, daß der Umſtand, daß 
wir in dieſer Seſſion bei Gelegenheit einer Partialreviſion die Antwort auf 
dieſe Frage geben ſollen, uns beſtimmt, zu antworten: Einige von uns können 
dieſe Beſtimmungen nicht ſo, wie ſie vorgeſchlagen ſind, annehmen; da ſie 
aber wünſchen, den wirklich brennenden und ſchwierigſten Theil der Novelle 
zu erledigen, ſo wollen ſie den andern Theil nicht durch eine tiefer ein⸗ 
gehende Discuſſion in die Materie ſchädigen, die nach der Anſicht vieler, 
vielleicht der meiſten im Hauſe doch nicht jetzt gelöſt werden kann. 
. Bismarck: Ich möchte doch die verbündeten Regie⸗ 
rungen auf den Weg der Specialgeſetzgebung in dieſer ganz generellen und 
principiellen Frage nicht gern verweiſen laſſen, ich verſtehe nicht, in welcher 
Geſtalt die Specialgeſetzgebung, gleich der für die Polyneſier, die, wie es 
ſcheint, wirlſamer geihüßt werden ſollen, als die Deutſchen im Auslande, 
auf dieſe generelle und wichtige Frage Anwendung finden könnte. Mir ſcheint 
es ein Gebot der Würde zu ſein, daß der Deutſche dem Ausländer gegen⸗ 
uber bezüglich aller derjenigen Handlungen ebenfalls geſchützt werde, gegen 


die er nach unſeren Geſetzen geſchützt iſt, wenn ſie ihm gegenüber von Lands⸗ 


leuten ausgeübt werden. Warum ſoll der Ausländer mehr Freiheit haben, 
ih an einem Deutſchen zu vergreifen, als der Inländer, ſobald wir nur den 
Ausländer in den Bereich unſerer Geſetzgebung bringen können. Der Herr 
Abgeordnete, der vor mir ſprach, hat Gewicht darauf gelegt, daß ſeiner An⸗ 
ſicht nach die Strafbarkeit des Ausländers nicht richtig bemeſſen werden könne. 


B. Das iſt wieder eine wiſſenſchaftliche Anſicht und ich fürchte, wir kommen vor 


lauter Wiſſenſchaftlichkeit nicht zum Schutze unſerer Landsleute. Mir liegt 
ger nichts an der Strafe des Verbrechers, ſondern mir liegt, wenn ich im 

amen des Auswärtigen Amts ſpreche, daran, den Schutz des Deutſchen im 
Auslande ſo hoch zu ſteigern dem Ausländer gegenüber, wie wir irgend 
können, und daß die Herren, die mit dem Herrn Vorredner ſtimmen, das 
nicht wollen, ja, das habe ich aus der Rede klar erſehen, denn die Gründe, 
die er dagegen angeführt bat, find viel zu weitgehend und umfaſſeno, um 
uns ei angebrachtermaßen abzuweiſen. Einmal werden wir auf die 
Specialgeſetzgebung verwieſen, dann aber auf das Generelle der allgemeinen 
Reviſion des ganzen Strafgeſetzes. Das iſt ja nur eine Form der Ablehnung, 
indem man uns nicht principiell, ſondern angebrachtermaßen abweiſt und die 
leider zu häufig angewandte Form, in der das Gute des Beſten Feind iſt, 
daß man ſagt, ich würde wohl der Reviſion N wenn ſie recht um⸗ 
faſſend wäre, aber das Einzelne kann ich nicht herausgreifen. 


tag etwas ſpäter hätte berufen werden ſollen. 
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Expeditlon: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Voſt⸗ 
Unftalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Wg den 15. W188 


Der Einwand der Eile, wenn wir nach Weihnachten nicht wieder zuſam⸗ 
menkommen follten. was ich bei der jetzigen Lage der Sache doch kaum ver⸗ 
meidlich halte, muß ich hinnehmen, aber ich wiederhole, — ich hörte vorhin 
eine Art von vorwurfsvollem Ton aus der Centrumsgegend, wie ich dies 
erwähnte — die Uebereilung iſt nicht Schuld der verbündeten Regierungen, 
ſie iſt Schuld der augenblicklichen Lage der Verfaſſung, nach der unſer 
Budgetjahr zum 1. Januar anfängt. Wir müſſen in Folge deſſen den 
Reichstag ſo berufen, daß er das Budget vor Ablauf des Jahres beſchließen 
kann, und wir müſſen dazu den Bundesrath noch ein paar Monate früher 
berufen als den Reichstag. Die Vorgänge dieſes Jahres werden ſchon den 
Eindruck gemacht haben, daß der Bundesrath noch früher, oder der Reichs⸗ 


wir in der Lage geweſen fein, die kurze Erbolung, die den Herren in minie 
ſterieller Situation von den aufreibenden Frictionen des Jahres gegönnt iſt, 
noch zu verkürzen. Die Herren haben zum Bundesrathe vor dem Reichstage 
berufen werden müſſen und ſind in den Bädern und auf den Erholungs⸗ 
reiſen nur mit Anſtrengung zuſammenzubringen geweſen, und nichtsdeſſo⸗ 
weniger war die Zeit zu kurz. Hätten wir aber den Reichstag fpäter be⸗ 
rufen, um dem Bundesrath Zeit zu laſſen, dann würde die Zeit, die wir 
bier jetzt ſchon zu kurz finden, noch kürzer geweſen ſein, oder man muß ſich 
ein für alle Mal der Unannebmlichkeit ausſetzen, daß man früb beruft und 
dennoch nach Weihnachten wieder anfängt, oder daß man zwei Sitzungen im 
Jahre hat, eine Herbſtſitzung und eine Frübjahrsſitzung, was doch noch eine 
größere Beläftigung der Mitglieder des Reichstages fein würde. — Dieſe 
Erörterung gehört ja nicht in dieſe Discuſſion, aber ich bin genöthigt, ſie 
zur Entſchuldigung der Nothlage, in der wir find, anzuführen. Wir müſſen 
vor Ablauf des Jahres berufen, und erſt, wenn Sie uns einmal eine Be⸗ 
willigung auf ½ Jahre geben werden, oder eine ſonſtige Form, über den 
Verfalltag des Budgets hinweg zu kommen, dann werden wir erſt in der 
Lage ſein oder der Kaiſer wird in der Lage ſein, ſeine Prärogative der Be⸗ 
rufung des Reichstags auszuüben zu einer Zeit, wo es für alle bequemer 
und mehr Zeit zur Berathung erniter, tiefgehender Fragen vor handen iſt. 

Abg. v. Minnigerode: Um Mißdeutungen zu vermeiden, erkläre ich, 
daß nur die Geſchäftslage uns veranlaßt, unſererſeits in eine beſondere 
. Discuſſion nicht einzutreten. Wir werden einfach für die Paragraphen 

immen. 

Abg. v. Bennigſen: Die Aeußerungen des Herrn Reichskanzlers ſind in 
der Richtung ſehr bemerkenswerth, daß es wahrſcheinlich erforderlich ſein 
wird, dem Gedanken näher zu treten, eine Aenderung in der Art und Weiſe 
eintreten zu laſſen, wie unſere Seſſionen jetzt ftatifinden. Dieſe Aenderung 
würde ſich wahrſcheinlich nicht auf die Seſſionen des Reichstages beſchränken 
ſondern auf die Einzellandtage ſich ausdehnen und zu der Frage führen, o 
nicht eine Aenderung des Etatsjahres im Reich und einzelnen Ländern noth⸗ 
wendig iſt. Jedenfalls haben ſich ſehr erhebliche Uebelſtände herausgeſtellt 
— das zeigt ſich bei der Vorlegung und Berathung dieſes Geſetzentwurfs — 


die wir nicht vermeiden können, und ich hoffe, daß ſie Veranlaſſung geben 


werden, im Laufe des nächſten Jahres darauf einzugehen. Es wird nach 
meiner Meinung viel ſchwerer ausfübrbar ſein, an der Hand der Vorlage 
einzelne Beſtimmungen, wie ſie für Polyneſien getroffen ſind, zu treffen, wie 
e Lasker wänſcht, als die am dringendſten der Erledigung 
edür 
reguliren. Der Herr Reichskanzler wird anerkennen können, daß die Abſicht 
nicht iſt, dieſer und anderen Beſtimmungen entgegenzuwirken, ſondern die⸗ 
ſelben Gründe, welche die Reichsregierung dahin geführt haben, ſehr wichtige 
und nützliche Veränderungen für die Reviſion des Strafgeſetzbuches, die von 


einzelnen deutſchen Regierungen ausgegangen ſind, bis zu einer ſpäteren N; 


Rebifiongarbeit zurückzuſtellen, es find Gründe, welche uns beſtimmen, in eine 
zuriſtiſche Erörterung nicht einzutreten, ſondern auf dasjenige uns zu be⸗ 
ſchränken, was in der Vorlage das Dringlichſte iſt, von dem wir glauben, 
daß das Bedürfniß in dieſer Seſſion befriedigt werden kann. glaube, 
daß der Herr Reichskanzler in dieſer praktiſchen Beſchränkung auf das Noth⸗ 
wendigſte eine Uebereinſtimmung mit dem Verfahren der Regierungen er⸗ 
kennen wird, daß abgefehen von einigen politiſchen Paragraphen eine größere 
Reviſion vorbehalten wird bis die R 


Abg. Dr. Hänel: Nicht blos die Kürze der Zeit beſtimmt mich, eine der 
artige wichtige Beſtimmung, wie fie in den SS 4 und 5 gegeben wird, nicht 
in volle Berathung zu nehmen, es iſt auch — ich muß es ofen ausſprechen 
— der Mangel in der Durcharbeitung dieſer Paragraphen und der Mangel 
in der Begründung. In dem Jahre 1870 haben wir bei Berathung des 
norddeutſchen Strafgeſetzbuches ausführlichſt Motive über dieſen Gegenſtand 
erhalten, dieſe Motive und die ſogenannte Weltrechtspflegetheorie ausführlich 
erörtert und, geſtützt auf die Erfahrungen im preußiſchen Strafrecht, derartige 
Theorien verworfen. Es gab eine Reihe von deutſchen Strafgeſetzbüchern. 
welche völlig analoge Beſtimmungen enthielten, wie die jetzt vorgelegten; ich 
erinnere an das ſächſiſche Strafgeſetzbuch und — täuſche ich mich nicht ganz 
— an das bairiſche. Die Motive zum norddeutſchen Strafgeſetzentwurf 
erörtern ganz ausführlich, wesbalb man aus theoretiſchen und praktiſchen 
Gründen von dieſen Beſtimmungen der Particulargeſetze abging; man legte 
uns das Geſetz vor, wie es heute noch beitebt. Das Gale auf Grund von 
zwanzigjährigen Erfahrungen. Heute, 5 Jahre nach Einführung des nord⸗ 
deutſchen Strafgeſetzbuches, behauptet man, die Erfahrungen ſeien entgegen⸗ 
geſetzt, und die Theorie, die man auf Grund zwanzigjähriger Erfahrung dem 
deutſchen Strafgeſetzbuch zu Grunde legte, ſoll jetzt nach 5 Jahren unhaltbar 
fein (Hört! Hört!). Ich will nicht in die Materie ſelbſt eingehen, aber ich 
behaupte, daß, wenn man zu einem derartigen Schluß von Seiten der ver⸗ 
bündeten Regierungen gelangen konnte, man uns eine gründlichere Durch⸗ 
arbeitung und gründlichere Motivirung ſchuldig war (Hört! Hört!). Der 


J Herr Reichskanzler hat geſagt, es entſpräche nicht dem rn unjerer Würde, 


daß ein Ausländer, der einen Deutſchen im Auslande verletze, ſtraflos fei- 
Man kann dies zugeben, man darf nur nicht das Gefühl der Würde in die 
Gefahr bringen, in Conflict zu treten mit dem Gefühl der Gerechtigkeit. 
Ganz ohne Weiteres hier auszuſprechen, das deutſche Strafgeſetz ſei wirkſam 
auch dann, wenn die entſprechende Handlung im Ausland nicht ſtrafbar 
wäre, würde einem einfachen Grundſaß der Gerechtigkeit widerſprechen. 
Es kommt hinzu, daß wir in dieſer Materie auch darum b e 
müfjen, weil die ſtrafproceſſualiſchen Geſichtspunkte von entſcheidendem Werth 
ſind. Täuſchen wir uns doch darüber nicht, daß die Beſtrafung der Hand⸗ 
lungen, welche ein Ausländer im Auslande vorgenommen hat, zu einer Ge⸗ 
ſtaltung der Geſetzgebung führt, die für eine gerechte Entſcheidung die größten 
Schwierigkeiten bietet. Schon dieſe beiden Geſichtspunkte beweiſen, daß der 
Materie jelbit die größten Schwierigkeiten entgegenſtehen und daß, wenn wir 
uns zu einer Aenderung der vor 5 Jahren auf Empfehlung der verbündeten 
Regierungen acceptirten Grundſätze entſchließen ſollen, uns neben einer 


größeren Bequemlichkeit der Zeit nach auch eine nachdrücklichere Motivirung 


und beſſere Formulirung vorgelegt werden muß. 
Bundesbevollmächtigter Leonhardt: Auf die Bemerkungen des Abg. 
v. Bennigſen muß ich erwidern: Die verbündeten Regierungen haben bei 
der Frage, welche Vorſchriften des Strafgeſetzbuches zu ändern ſeien, ſich be⸗ 
ſtimmen laſſen durch den Geſichtspunkt des dringenden, praktiſchen Bedürf⸗ 
niſſes; fie haben aber auch angenommen, daß fämmtliche Paragraphen des 
Strafgeſetzbuches, deren Aenderung ſie dem Hauſe gegenwärtig vorſchlagen, 
unter dieſen Geſichtspunkt fallen. Der Abg. d. Bennigſen ift alſo durchaus im 
thum, wenn er meint, daß es ſich bei dieſer Beſtimmung nicht um ein prak⸗ 
tiſches Bedürfniß handle. . f £ 
Abg. Lasker: Ich muß mich gegen die Auffaſſung verwahren, die ſo⸗ 
wohl der Herr Reichskanzler, als der Abg. v. Bennigſen mir ſupponirt hat. 
ch habe nicht geſagt, daß dieſe ganze Materie auf dem Wege der Special⸗ 
eſetzgebung gelöſt werden ſolle. Als juriſtiſcher Sachverſtändiger konnte ich 
das unmöglich jagen. Ich habe gejagt, ein Theil dieſer Materie, und zwar 
der dringlichſte wird motivirt durch den Hinweis auf die Falle, wo es ſich 
um uncibililirte Gegenden handelt, und nur bei dieſem Theil habe ich ers 
klärt, ſei der Weg der Specialgeſetzgebung allerdings angeseigt. Sodann 
babe ich ausgeführt, dieſer geſammte Theil der Strafnovelle ſei für einige 
von uns de unannehmbar, weil feine Annahme den ganz unerbörten Zus 
ſtand herbeiführen würde, daß, wenn ein Ausländer gegen ſeinen eigenen 
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Im erſteren Falle würden 


enden Fälle durch allgemeine Vorſchriften im Criminalgeſetzbuch zu 


€ e Regierungen über eine größere Reviſions⸗ 
arbeit unter einander ſich verſtändigt haben, was bislang nicht geſchehen iſt. 
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Landsmann in feinem Vaterlande eine beſtimmte Handlung begeht, er un⸗ die Neigung der Gerichte, ſich überall an die Strafminima zu halten, Vers 
beitraft bleiben, wenn er aber dieſelbe Handlung gegen einen Deutſchen be⸗ ſuchsſtrafen zur Folge gehabt hat, welche außer Verhältniß mit den Inten⸗ 


gebt, er beſtraft werden würde. Es war von dem Reichskanzler gewiß nicht 
richtig vorausgeſetzt, daß ich für den Schutz der Deutſchen im Auslande ein 
geringeres Gefühl hätte als er. 805 würde das bei keinem Deutſchen vor⸗ 
ausſetzen. Wir können uns aber bei einer Reviſion des Strafrechts nicht 
von rein politiſchen Geſichtspunkten leiten laſſen, ſondern müſſen auch Rechts⸗ 
grundſäze vor Augen haben und dieſe find in $ 4 der Regierungsvorlage 
außer Acht gelaſſen. 

Abg. Dr. Schwarze beantragt hierauf, die SS 4 und 5 zur Vorberathung 
an die Commiſſion zu überweiſen. Er halte den Gegenſtand für wichtig 
genug, daß die Commiſſion wenigſtens verſuchen ſollte, die Materie durchzu⸗ 
prüfen und einen beſtimmten Antrag an das Haus zu ſtellen. Komme ſie 
damit nicht zu Ende, ſo habe das Haus wenigſtens das Seinige gethan. 

Abg. Windthorſt: Jeder, der ſich mit dieſer Frage beſchäftigt hat, 
weiß, daß gerade das internationale Strafrecht eine der ſchwierigſten Ma⸗ 
terien iſt, die man überhaupt behandeln kann. Ich bin der Anſicht, daß es 
gar nicht möglich iſt, diefe Frage in einem Staate einſeitig zu regeln. Der 
Antrag Schwarze wird einen wirkſamen Erfolg ſchwerlich haben. In der 
Commiſſion wird auch nicht mehr erreicht werden können, als heute bereits 
erreicht iſt, und wir können daher ſofort darüber abſtimmen. 

Abg. Dr. Beſeler: Wenn uns hier der Herr Fürſt Reichskanzler er⸗ 
klärt, er bedürfe eines ſolchen Geſetzes, ſo iſt eine ſolche Erklärung für mich 
hinreichend und genügend, um die Frage in ernſteſte Erwägung zu ziehen, 
ob wir nicht dieſe Paragraphen bewilligen. Mindeſtens aber müflen wir 
den Antrag Schwarze annehmen, für den ich zunächſt ſtimmen werde. 

Abg. Eberty: Für mich iſt in juriſtiſchen Sachen neben dem Reichs⸗ 
kanzler doch auch der Juſtizminiſter Leonhardt eine Autorität. Ich habe bier 
ein Buch in der Hand, es heißt: „Commentar über das Criminalrecht für 
das Königreich Hannover von Dr. Adolf Leonhardt. Irre ich nicht, ſo iſt 
dieſe Perſon identiſch mit dem Herrn Juſtizminiſter. (Heiterkeit.) In dieſem 
Buche heißt es in Beziebung auf die vorliegende Frage, wie folgt: „Was 
dagegen die don Ausländern im Auslande verübten Verbrechen anbetrifft, 
ſo mangelt es an jedem Rechtsgrunde, dieſe dem Strafrecht des inländiſchen 
Staates zu unterwerfen, ſelbſt wenn ſie gegen dieſen oder ſeine Unterthanen 

erichtet ind. Hier mag die Handlung als eine feindſelige erſcheinen und 

echte des verletzten Staates begründen, als eine Uebertretung des inländi⸗ 
ſchen Strafgeſetzes kann ſie nicht aufgefaßt werden, und ſtraft der inländiſche 
Staat dennoch, fo thut er es lediglich jure belli.“ Die Frage alſo iſt: 
Wollen wir dem ganzen großen Ausland dieſſeits und jenſeuts des Oceans 
den Krieg erklären? (Heiterkeit.) Wollen wir dem Auslande jagen: Civis 
germanicus sum, und wenn einem Civis germanicus ein Haar gekrümmt 
wird, dann kommen unſere Flotten und unſere Heere. Das können wir 
nicht. (Große Heiterkeit.) 

Bundesbevollmächtigter Leonhardt: Ich erkenne an, daß ich der Ver⸗ 
faſſer des erwähnten Commentars bin; es iſt das aber eben Commentar 
zum hannöverſchen Strafgeſetzbuch und nichts weiter. 

Abg. Dr. Bamberger: Ich möchte doch die Aeußerung des Abg. Dr. 
Eberty nicht unwiderſprochen laſſen, und wenn ich die Ehre hätte, Miniſter 

des Auswärtigen im Deutſchen Reiche zu ſein, würde ich von einer ſolchen 
Aeußerung durchaus nicht erbaut ſein. Ich finde den Satz: civis Romanus 
sum ganz vortrefflich und meine nicht, daß der deutſche Reichstag dagegen 
proteſtiren muß, daß er das Glück hat, einen Miniſter des Auswärtigen zu 
beſitzen, der jagt: „Wo ein deutſcher Reichsangeböriger verletzt wird, wo ihm 
ein Haar gekrümmt wird, da bin ich zur Stelle!“ Wenn gegen eine ſolche 
Auffaſſung der Pflichten des Reichskanzlers hier proteſtirt wird, jo will ich 
nicht ſchweigen, ſondern meinen Gegenproteſt einlegen. (Sehr gut! Lebhafte 
Zustimmung.) Aber ich glaube, das führt mich auch auf die richtige Fährte 
für die Entſcheidung unſerer Frage. Ich fühle dem Herrn Reichskanzler 
ganz lebhaft nach. Er hat in Erinnerung das peinvolle Erlebniß, daß ein 
Deutſcher auf fremdem Boden meuchelmörderiſch umgebracht wurde und er 
nach Lage der Umſtände auf allen Wegen verſuchte, dem deutſchen National⸗ 
gefühl gerecht zu werden; aber ich frage mich: Liegt denn in dieſem Para⸗ 
raphen wirklich ein praktiſches Mittel, einem Gefühle gerecht zu werden? 
Ich glaube nicht, daß es thatſächlich inländiſches Strafrecht iſt, wonach ſein 
Herz ein Bedürfniß fühlt; es iſt vielmehr wirklich das jus belli — erlauben 
Sie mir zu ſagen, es iſt Kanonenrecht, nicht kanoniſches Recht, das er mit 
gutem Recht vertritt, und das iſt auch ſein Departement! Haben wir denn 
die Mörder des Capitän Schmidt je in Deutſchland gehabt? Haben wir 
Ausſicht, daß fie einmal hierher kommen werden? Iſt dringend dafür zu 
ſorgen, daß, wenn ſie hier erſcheinen, wir ſie faſſen? a 

Ich darf nicht beſtreiten, daß, wie viele meiner Collegen heute ſagen, die 
ſachliche Aenderung des Geſetzes materiell ihr Bedenken dat, und Sie werden 
mir das nicht als Pedanterie auslegen, nachdem ich Ihnen, meine Herren, 
bei einer anderen Gelegenheit geſagt: Ich fürchte, daß zu viele Juriſten im 
Hauſe ſind (Zuſtimmung), das deutſche Volk ſollte ſich möglichſt praktiſch zu 
feinen praktiſchen Angelegenheiten ſtellen. Ich kann mir recht gut denken, 
wie der Staatsmann, der im Auslande die deutſchen Intereſſen zu vertreten 
bat, manchmal ein Bischen nervös wird, wenn man ihm mit juriſtiſchem Be⸗ 
denken dazwiſchen fährt. Aber auf der andern Seite iſt das Criminalrecht 
doch kein untergeordnetes Gebiet, daß man nach iſolirten Geſichtspunkten be⸗ 
handeln und deſſen Beſtimmungen man übers Knie brechen kann, ſofern die 
ernſteſten Kenner der Sache vor Verirrungen warnen. Ich glaube, die Be⸗ 
friedigung der Gefühle, die der Herr Reichskanzler bier in den Vordergrund 
ſtellt, und für die der deutſche Reichstag ihm im höchſten Grade dankbar 
iſt, liegt nicht zunächſt auf dem Boden unſeres inländiſchen Criminalrechts, 
ſondern in 5 Verhalten gegen die anderen Nationen, und darin gebe 
ich allerdings auch dem Herrn Dr. Hänel nicht Recht, daß er eine Parallele 
zieht zwiſchen dem, was in den 20 Jahren vor 1870 und dem, was ſeit 1870 
geladen iſt. Die letzten 5 Jahre zählen in der Stellung der Deutſchen im 

uslande ganz anders als die vorausgegangenen 50 Jahre (Zuſtimmung); 
wir haben unſer Recht dem Ausland gegenüber erſt geſchaffen; ich eigne mir 
hier gern das Wort an, das man — mit Recht oder Unrecht — dem Herrn 
Reichskanzler zuſchreibt: Wir haben das Recht, das von der Macht begleitet 
iſt, und dies brauchbare Recht ſoll er vertreten! Geſchieht dies nach ſeinem 
Gefühle, nun, ob dann unſer juriſtiſches Recht etwas ſpäter oder früher fertig 
wird, darüber braucht er ſich nicht zu kränken. (Lebhafter Beifall.) 

Fürſt Bismarck: Ich mochte nur thatſächlich erwähnen, daß der Fall, 
daß Mitſchuldige an einem im Auslande verübten Morde von Deutſchen im 
Bereiche unſerer Juſtiz geweſen ſind und nicht beſtraft werden konnten, doch 
thaiſachlich vorgelegen hat. a a 

Abg. Eberty: Dem Abg. Bamberger muß ich erwidern: es handelt ſich 
keineswegs darum, daß Unbilden, die unſeren deutſchen Brüdern im fernen 
Auslande zugefügt werden, ungeſtraft bleiben, ſondern lediglich um die Frage, 
ob wir der ganzen übrigen Welt das deutſche Geſetz vorſchreiben ſollen, und 
das iſt falſch, wie der Juſtizminiſter, der ſchon im Jahre 1814 ein ſo guter 
Juriſt war, wie heute, ſelbſt anerkannt hat. Es wäre das in der That ein 
casus belli. Nachdem hierauf noch der Abg. Dr. Völk die Verweiſung an 
die Commiſſion kurz empfohlen, wird bei der Abſtimmung der darauf ge⸗ 
richtete Antrag v. Schwarze verworfen (dafür die conſervative deutſche 
Reichspartei und ein kleiner Theil der Nationalliberalen, u. A. Treitſchke, 
b. Schulte, Tellkampf, v. Rönne, Dr. Völk), und demnächſt die 55 4 und 5 
der Regierungsvorlage gegen dieſelbe Minoritat vom Hauſe abgelehnt. 

Der nächſte Base, zu welchem eine Veränderung vorliegt, iſt § 44, 
welcher in der Novelle lautet: N 

an verſuchte Verbrechen oder Vergehen iſt milder zu beſtrafen als das 
vollendete. 

Iſt das vollendete Verbrechen mit dem Tode oder mit lebenslänglichem 
Zuchthaus bedroht, ſo tritt Zuchthausſtrafe nicht unter drei Jahren, wenn 
aber der Thäter ſeinerſeits alle zur Begehung des Ber: 
brechens erforderlichen Handlungen vorgenommen hat, und 
der zur Vollendung gebörige Erfolg nur in Folge von Um⸗ 
ftänden, welche von dem Willen des Thäters unabhängig 
waren, nicht eingetreten iſt (beendigter Verſuch), Zuchtbaus⸗ 
ftrafe nicht unter zehn Jahren ein. Neben der Zuchthausſtrafe kann 
auf Zuläffigteit von Polizeiaufſicht erkannt werden. 

Sit das vollendete Verbrechen mit lebenslänglicher Feſtungshaft bedroht, 
ſo tritt Feſtungshaft nicht unter drei Jahren, wenn aber beendigter 
Verſuch vorliegt, Feſtungshaft nicht unter zehn Jahren ein. 

In den übrigen Fällen kann die Strafe bis auf ein Viertheil des Mindeſt⸗ 
betrages der auf das vollendete Verbrechen oder Vergehen angedrohten Frei⸗ 
beits⸗ und Geldſtrafe, wenn aber heendigter Verſuch vorliegt, bis 
auf drei Viertheile des Mindeſtbetrages der auf das vollendete 
Verbrechen oder Vergehen angedrohten Freiheits⸗ und Geld⸗ 
ftrafe ermäßigt werden. Sit hiernach Zuchthausſtrafe unter einem Jahre 
8 0 jo iſt dieſelde nach Maßgabe des § 21 in Gefängniß zu ver⸗ 
wandeln. 

Abg. Dr. v. Schwarze bekämpft den Vorſchlag, welcher den bon der 
Theorie längſt verurtbeilten, ſog. „vollendeten“ Verſuch wieder in das Sy⸗ 
ſtem des poſitiven Strafrechts einfügen wolle. Der hier umſchriebene That⸗ 
beſtand paſſe dazu für eine Reihe von Delicten gar nicht. 

Bundescommiſſar Geheimrath v. Amsber ng: Die verbündeten Regie 
rungen ſind zu dem Vorſchlage durch die Thatſache veranlaßt worden, daß 


lionen des Strafgeſetzbuches ſtehen. Der § 44 ſoll daher dem Richter einen 
Anhaltspunkt für die Strafzumeſſung geben, und wenn auch die Vorſchrift 
für einzelne Delicte nicht paſſen und theoretiſch ihre Bedenken haben mag, 
ſo paßt ſie doch auf die Mehrzabl der Fälle vortrefflich und entſpricht, wie 
erwähnt, einem in der Praxis bervorgetretenen Bedürfniß. 

§ 44 wird abgelehnt, dafür ſtimmt nur ein Theil der Conſervativen. 

Es folgt der § 55, der nach der Vorlage, wie folgt, lautet: 

Wer bei Begehung der Handlung das zwölfte Lebensjahr nicht vollendet 
bat, kann wegen derſelben nicht ſraſtechtlic verfolgt werden. 

Gegen denſelben können jedoch nach Maßgabe der landesgeſetzlichen Vor: 
ſchriſten die zur Beſſerung und Beaufſichtigung geeigneten Maßregeln ge⸗ 
troſſen, insbeſondere kann von den Polizei⸗ oder Vormundſchaftsbehörden 
die Aae binn in einer Erziehungs⸗ oder Beſſerungs⸗Anſtalt verfügt 
werden. 

Es liegt dazu ein Amendement der Abgg. Struckmann (Biepboh) 
und Genoſſen vor, welche das zweite Alinea dahin faſſen wollen: „Gegen 
denſelben können jedoch nach Maßgabe der landesgeſetzlichen Vorſchriften die 
zur Beſſerung und Beauffihtigung geeigneten Maßregeln getroffen werden. 
Insbeſondere kann die Unterbringung in eine Erziebungs⸗ oder Beſſerungs⸗ 
anſtalt erfolgen, nachdem durch Beſchluß der Vormundſchafts⸗ Behörde 
Ade der Handlung feſtgeſtellt und die Unterbringung für zuläſſig 
erklärt iſt.“ 

Abg. Struckmann (Diepholz) conſtatirt, daß man bezüglich der flraf- 
baren Handlungen von Kindern unter 12 Jahren allerdings Erfahrungen 
gemacht habe, welche eine Conſervirung des gegenwärtigen Zuſtandes un⸗ 
thunlich erſcheinen laſſen. Dennoch ift es nicht gerathen, auf die Beſtimmun⸗ 
gen des preußiſchen Strafgeſetzbuches, das die Beſtrafungen von ſolchen 
Kindern zuließ, zurückzugehen, ſondern auf Beſſerungsmaßregeln im Wege 
der Verwaltung Bedacht zu nehmen, die ſchon darum der Sambeögefebgebung 
überlafjen bleiben müſſen, weil fie ſich je’ nach der verſchiedenen Behörden: 
Organiſation der Einzelſtaaten verſchieden geſtalten müſſen. Unzuläſſig erſchien 
es, der Polizei, die doch zunächſt im öffentlichen Intereſſe wirken ſoll, hier 
allein eine Entſcheidung einzuräumen, vielmehr muß zweckmäßiger Weiſe eine 
zweite Behörde, nämlich die Vormundſchaftsbebörde, und zwar auch da con⸗ 
curriren, wo ein Vater vorhanden iſt, das Kind alſo nicht bevormundet wird. 

Bundesbevollmächtigter Miniſter Dr. Leonhardt macht darauf aufmerk- 
ſam, daß das Alinea 2 dieſes Paragraphen reſo. das Amendement Struck⸗ 
mann keine ſtrafliche Norm, und eigentlich etwas enthält, das nach der An⸗ 
ſicht der preußiſchen Regierung an und für ſich der landesgeſetzlichen Rege⸗ 
lung nicht entzogen war, nur um Zweifel anderer Bundesregierungen zu be» 
ſeitigen, hat man dies ausdrücklich hervorgehoben. — Abg. Reichenſperger 
(Crefeld) ſähe keinen Nachtheil, wenn man wieder zur criminellen Beſtrafung 
von Kindern unter 12 Jahren zurückkehrte, wie ſie in ſeiner Heimath bis 
zum Inkrafttreten des neuen Strafgeſetzbuchs unter der Herrſchaft des Code 
eriminel beftand, obne daß jemals Inconvenienzen hervorgetreten find, weil 
der Staatsanwalt eben nur einſchritt, wo die Handlung des Kindes einen 
doloſen Charakter an ſich trug. Der Antrag Struckmann iſt nach ſeiner 
Feſlang zwar nicht unbedenklich, indeſſen immer der Ausdruck eines richtigen 

ſedankens, dem er in Ermangelung eines beſſeren Vorſchlages zuſtimmen 
wird. — Abg. v. Schwarze bemerkt, daß eine Einrichtung, wie ſie hier ins 
Leben gerufen werden ſoll, in Sachſen ſeit Jahrzehnten beſteht. Es iſt 
dringend geboten, jugendliche Verbrecher nicht in den gewöhnlichen Gefäng⸗ 
nißanſtalten unterzubringen, noch weniger aber möglich, ſie im Schooße ihrer 
a zu belaſſen, in welchen oft das 1 ie ſo eingeboren iſt, daß 
ie von früheſter Jugend an daſſelbe gewöhnt find. Da iſt es das Recht 
und die Pflicht des Staats Präventivmaßregeln gegen die Ausbildung von 
Verbrechern zu treffen. Nach dem Antrage Struckmann iſt es übrigens nicht 
ausgeſchloſſen, ſolche Kinder in Privatanſtalten oder Familten unterzubringen. 
— Abg. Franken burger iſt ſich nicht darüber klar, ob der zweite Satz 
des Antrages Struckmann auch Reichsrecht enthalten ſolle, und hält eine 
Aufklärung des Antragſtellers für erwünſcht. — Abg. Weſter mayer er 
kennt in dem neuen § 55 eine dankenswerthe Befolgung einer vor zwei 
Seſſionen in dieſem Hauſe gegebenen Anregung. Die jugendlichen Ver⸗ 
brecher bedürfen aber einer Perſon, zu der ſie vollkommenes Vertrauen faſſen 
können, damit dieſe auch den nöthigen Einfluß über fie gewinnt. Als ſolcher 
bat ſich der Hausgeiſtliche in den baieriſchen Correctionsbänſern durchaus 
bewährt, und knüpft der Redner an die Conſtatirung dieſer Thatſache die 
„gehorſamſte“ Bitte, in den Beſſerungsanſtalten eine Claſſiſication der Kinder 
nach Confeſſionen vorzunehmen und für jede derſelben einen Geiſtlichen zu 


beſtellen. j \ ' 
‘$ 55 wird hierauf mit dem Amendement 


Mebrbeit angenommen. 
$ 68 lautet: Jede Handlung der Staatsanwaltſchaft oder des 
Richters, welche wegen der begonnenen That gegen den Thäter gerichtet iſt, 


unterbricht die Verjährung. Die Unterbrechung findet nur rückſichtlich des⸗ 


| Strudmann mit, großer 


** 


jenigen ſtatt, auf welchen die Handlung ſich bezieht. Nach der Unterbrechung 


beginnt eine neue Verjährung. . 5 
Bundes⸗Commiſſar Geheimrath Oelſchläger: Es wird hier zurückgefor⸗ 
dert, was der Entwurf des Strafgeſetzbuches enthielt und ihm durch die Be⸗ 
ſchlüͤſſe dieſes Hauſes entzogen worden iſt. Der Hauptgrund, den der Abg. 
Lasker damals dafür anführte, daß man der Staatsanwaltſchaft jede Ein⸗ 
wirkung auf die Unterbrechung der Verjährung entziehen müſſe, beſtand 
darin, daß der Thäter e. Weiſe von der betreffenden Handlung des 
Staatsanwalts gar keine Keyntniß erhielte. Das iſt ſchon darum kein Ar⸗ 
gument dagegen, weil auch nicht jede Handlung des Richters mit Nothwen⸗ 
digkeit in die Außenwelt tritt. Die Regierungen haben damals der Abände⸗ 
rung zugeſtimmt, weil ſie der Hoffnung waren, damit auskommen zu 
können. Dieſe Hoffnung hat ſich nicht beſtätigt. Es handelt ſich hier beſon⸗ 
ders um die kurze dreimonatliche Verjährungsfriſt der Uebertretungen und 
Gewerbevergehen. Die Gerichte klagen über die Mehrarbeit, welche ihnen 
die Polizei⸗ und Staatsanwälte verurſachen, indem fie fie requiriren, wo es 
früher nicht geſchah, nur um eine Unterbrechung der Verjährung berbeizu⸗ 
führen. Die Staatsanwälte klagen, daß fie auch bei der angeſtrengteſten 
Aufmerkſamkeit Fälle überſehen, wo fie die Gerichte hatten requiriren müſſen, 
und der erkennende Richter bemerkt oft, daß er die Freiſprechung ausſprechen 
muß, weil er der Requiſition um einige Tage zu ſpät Folge geleiſtet hat, 
und wenn dieſe Entdeckung auch die Urtelsfällung nicht beeinflußt, ſo bat 
re und es iſt 


ſie doch immer den Richter in ein peinliches Dilemna acht, ur 
Möglichkeit auszu⸗ 


70 u der Geſetzgebung, derartige Situationen na 
ließen. 
Abg. Lasker: Der gegenwärtige Moment wäre der allerungünſtigſte, um 
eine Beſtimmung abzuändern, mit welcher ſich die verbündeten Regierungen 
bei den Verhandlungen über das Strafgeſetzbuch ſelbſt einverſtanden erklärt 
haben. Schon die Thatſache, das ein Mißſtand nur bei der dreimonatlichen 
Verjährung hervorgetreten fein jo, beweiſt, daß eine allgemeine Beſtimmung 
nicht nothwendig, ſondern daß böchſtens eine Spenialiſtrung erforderlich iſt, 
die aber wiederum von der Strafprozeßordnung, welche wir jetzt berathen, 
abhängig bleibt. Ich erinnere nur an den Zustand, den wir in Preußen vor 
dem deuiſchen Stafgeſetzbuch hatten, wo das Obertribunal angenommen hat, 
daß ſogar eine Verfügung des Staatsanwalts in ſeinen Acten genügend ſei, 
die Verjährung zu unterbrechen. Nur in Zuſammenhang mit der Berathung 
der Strafprozeßordnung wird ſich ein Verſuch machen laſſen, die Frage zu 
entſcheiden, in welchem Stadium des Verfahrens die Unterbrechung der Ver⸗ 
jährung einzutreten hat. Fr 
Bundesbevollmächtigter Minifter Dr. Leonhardt: Wenn die Re⸗ 
gierungen vordem der Abänderung des § 68 nicht widerſprochen haben, iſt 
das jetzt ein Grund, um jede nothwendig erſcheinende Amendirung für immer 
von der Hand zu weiſen? 5 2 
Abg. Thilo bemerkt, wenn im Civilproceſſe bereits die Klageanmeldung 

Et Unterbrechung der Verjährung egg man wohl der Thätigleit des 

taatsanwalts im Strafproceſſe die gleiche Wirkung zuſchreiben könne. Eine 
bloße Verfügung in den Acten des Staatsanwalts, eiwa eine Reproductions⸗ 
verfügung würde auch er nicht für zuläſſig balten können. Oft stellt ſich vor 
der Deputation heraus, daß ftatt des Diebſtahls, wegen deſſen die Anklage 
angeſtellt iſt, nur Eßwaarendiebſtahl, ſtatt eines Jagdvergehens nur eine 
Jagdübertretung vorliegt, das Gericht aber dann gar nicht in der Lage iſt, 
das Schuldig auezuſprechen, weil die erſte Handlung des Richters ſpäter als 
3 Monate nach der That erfolgt iſt. So etwas macht auf das Publikum, 
das der Verhandlung beiwohnt, einen ſchlechten Eindruck und trägt nicht 
zur Erböhung des Rechtsgefühls bei. — Abg. Windthorſt vermißt das 
Kriterium, welches dann die Handlung des Staatsanwalts an ſich tragen 
muß, wenn fie zur Unterbrechung der Verjährung geeignet fein ſoll. — Abg. 
b. Puttkamer (Sensburg) hebt dagegen hervor, daß es in ländlichen 
Bezirken oft ſchwer ſei die Identität des nicht ſofort ergriffenen Thaters feſt⸗ 
a Häufig gelingt es erſt denſelben kurz vor Ablauf der Verjährungs⸗ 

iſt zu ermitteln, bis die Sache dann an den Richter gelangt, iſt ſie ganz 
abgelaufen. — Abg. Dr. Hänel: Wenn danach irgend ein Bedürfniß dor“ 
liegt, ſo iſt es das, die dreimonatliche Verjährungfriſt zu verlängern, nicht 
die Befugniſſe des Staatsanwalis auszudehnen. (Zuſtimmung.) — Miniſter 
Leonhardt: Es iſt richtig, daß mit § 68 nicht alle Uebelſtände befeitigt 
werden, indeſſen laſſen ſich die verbündeten Regierungen borläufig an der 


Beſeitigung der Uebelſtände genügen, welche durch die vorliegende Abände⸗ 


rung gedeckt werden. Abg. Windthorſt: 9 iſt der Beweis des 
Bedürfniſſes nicht erbracht, mit der bloßen Behauptung, daß ein ſolches 
vorhanden, iſt nichts gethan. 

$ 68 wird hierauf gegen die Stimmen der beiden conſervativen Fractionen 
und einiger National⸗Liberalen, wie Grumbrecht, d. Schulte, v. Vahl, 
Schröder (Königsberg) abgelehnt. 

Die Discuſſion wendet ſich nunmehr zugleich den vielbeſprochenen SS 85 
und 110 zu. Sie lauten: 

§ 85. Wer öffentlich vor einer Menſchenmenge, oder wer durch Ver⸗ 
breitung oder öffentlichen Anſchlag oder öffentliche Ausſtellung von Schriften 
oder anderen Darſtellungen zur Ausführung einer nach § 82 ſtrafbaren 
Handlung auffordert oder anreizt, insbeſondere wer in der ange⸗ 
gebenen Weiſe eine ſolche Handlung als verdienſtlich oder 
erlaubt darſtellt, wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren oder Feſtungs⸗ 
haft von gleicher Dauer beſtraft. 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo tritt Feſtungshaft von einem 
bis zu fünf Jahren ein. 

Wer öffentlich vor einer Menſchenmenge, oder wer durch Verbreitung 
oder öffentlichen Anſchlag oder öffentliche Ausſtellung von Schriften oder 
anderen Darſtellungen zum Ungehorſam gegen Geſetze oder rechtsgiltige 
Verordnungen oder gegen die von der Obrigkeit innerhalb ihrer Zuſtändigkeit 
getroffenen Anordnungen auffordert oder anreizt, insbeſondere wer 
in der angegebenen Weiſe ſolchen Ungehorſam als etwas Er⸗ 
en oder Verdienſtliches darſtellt, wird mit Gefängniß 

raft. 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, fo kann auf Gelds 
ſtrafe bis zu dreitauſend Mark erkannt werden. 

Bundescommiſſar v. Ams berg: Die bauptſächliche und weſentliche Vers 
änderung, welche dieſe beiden Paragraphen gegenüber dem Strafgeſetzbuch 
erfahren haben, berubt in der Hinzufſigung der Worte „oder aureizt“ hinter 
den Worten „auffordert“. Der Unterſchied zwiſchen „auffordern“ und „an⸗ 
reizen“ iſt in der Wiſſenſchaft ſowohl wie in der Praxis dabin feitgeftellt, 
daß der erſtere Ausdruck eine directe, der zweite eine indirecte Anſtiftung zu 
einer Handlung bezeichnet. Nach der bisherigen Faſſung des Strafgeſeß⸗ 
buches ging die indirecte Anſtiſtung zu einer ungeſetzlichen Handlung, in 
Vereinen und in der Preſſe verübt, ſtraffrei aus, da eine geſetzliche Hand⸗ 
babe zu ihrer Repreſſion fehlte. Es muß aber den verbündeten Regierungen 
dringend wünſchenswerth erſcheinen, dieſe verſteckte Aufforderung und Ans 
dale 8 ungeſetzlichen Handlungen, welche ſehr oft nicht minder unheil⸗ 
volle Wirkungen hat, als die offene und directe ebenfalls beſtraft zu ſehen. 
Derſelbe Gedanke war in § 20 des Preßgeſetzentwurfs ausgedrückt, aber in 
einer Faſſung, welche die Zuſtimmung des Hauſes nicht fand. Die verbün⸗ 
deten Regierungen glauben durch die gegenwärtig vorliegende Faſſung die 
damals erhobenen Bedenken beſeitigt zu haben. 

Abg. v. Maltzahn⸗Gültz erklärt im Namen feiner politiſchen Freunde, 
daß fie dieſe beiden Paragraphen wegen der Debnbarkeit der darin enthal- 
tenen Beſtimmungen nicht annehmen können. (Beifall links.) 

85 wird hierauf ſo gut wie einſtimmig, § 110 einſtimmig abgelehnt. 

Daſſelbe Schickſal hat 111, der den Anreizer dem Anſtifter gleichſtellt, 
wenn die ſtrafbare Handlung im Sinne des § 110 in Folge der Anreizung 
ke 4 oder verſucht worden it. 

a 88 handelt von der Beſtrafung derjenigen, die während eines Krieges 

im feindlichen Heere Dienſte nehmen oder den feindlichen Unternehmungen. 
egen das Vaterland Vorſchub leiſten. Die Abänderung gegenüber dem be⸗ 
ehenden Strafgeſetzbuche beruht darin, daß bei mildernden Umſtänden 

Feſtungsbaft bis zu 10 Jahren geſetzt iſt, anſtatt einfach „Feſtungshaft“. 
Der Paragraph wird mit einer redactionellen Aenderung angenommen, 

5 a anſtatt „im feindlichen Heere“ zu ſetzen „in der feindlichen 
riegsmacht“. 

$ 95. „Wer den Kaiſer, feinen Landesherrn oder während feines Auf⸗ 
enthalts in einem Bundesſtaate deſſen Landesherrn beleidigt, wird mit Ge⸗ 
fängniß nicht unter zwei Monaten oder mit Feſtungshaft von gleicher 
Dauer beſtraft. Neben der Gefängnißſtrafe kann auf Verluſt der bekleideten 
öffentlichen Aemter, ſowie der aus öffentlichen Wahlen hervorgegangenen 
Rechte erkannt werden“ wird ohne Debatte angenommen. 

Die Disecuſſion über die SS 113, 114 und 117 wird verbunden. Die 
Paragraphen lauten: 

$ 113. Wer einem Beamten, welcher zur Vollſtreckung von Geſetzen, von 
Befehlen und Anordnungen der Verwaltungsbehörden oder von Urtheilen 
und Verfügungen der Gerichte berufen iſt, in der rechtmäßigen Ausübung 
ſeines Amtes durch Gewalt oder durch Bedrohung mit Gewalt Widerſtand 
leiſtet, oder wer einen ſolchen Beamten während der rechtmäßigen Ausübung 
ſeines Amtes thaͤtlich angreift, wird mit Gefängniß von vierzehn 
Tagen bis zu zwei Jahren beſtraſt. Dieſelbe Strafe tritt ein, wenn die 
Handlung gegen Perſonen, welche zur Unterſtützung der Beamten zugezogen 
waren, oder gegen Mannſchaften der bewaffneten Macht, oder gegen Mann⸗ 
ſchaften einer Gemeinde-, Schutz⸗ oder Bürgerwehr in Ausübung des Dien⸗ 
ſtes begangen wird. 

§ 114. Wer es unternimmt, durch Gewalt oder Drohung eine Behörde 
oder einen Beamten zur Vornahme oder Unterlaffung einer Amtshandlung 
zu nöthigen, wird mit Gefängniß nicht unter 3 Monaten 5 

$ 117. Wer einem Forſt⸗ oder Jagdbeamten, einem Waldeigenthümer, 
Forſt⸗ oder Jagdberechtigten, oder einem von dieſen beſtellten Aufſeher, in 
der rechtmäßigen Ausübung ſeines Amtes oder Rechtes durch Gewalt oder 
durch Bedrohung mit Gewalt Widerſtand leiſtet, oder wer eine dieſer Per⸗ 
ſonen während der Ausübung ihres Amtes oder Rechts thätlich angreift, 
wird mit Gefängniß don Einem Monat bis zu drei Jahren beſtraft. Iſt 
der Widerſtand oder der Angriff unter Drohung mit n Aexten 
oder anderen gefährlichen Werkzeugen erfolgt, oder mit Gewalt an der 
019 begangen worden, ſo tritt Gefängnißſtrafe nicht unter drei Mo⸗ 
naten ein. 

Hierzu beantragt Abg. Stenglein: in $ 113 zwiſchen dem erſten und 
zweiten Abſatze einzufügen: Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo tritt 
Gefängnißitrafe bis zu einem Jahre oder Geldſtrafe bis zu tauſend Mark 
ein. Ferner dem § 114 hinzuzufuͤgen: Sind mildernde Umſtände vorhanden, 
fo tritt Gefängnißſtrafe bis zu zwei Jahren ein. Endlich dem $ 117 hinzu⸗ 
kubigen Sind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt in den Fällen des 

bſatz 1 Gefängniß bis zu einem Jahre, in den Fällen des Abſatz 2 Ge⸗ 
fängniß nicht unter einem Monate ein. 

Außerdem beantragt Abg. Marquardſen in § 117 anſtatt „Gefängniß 
von 1 Monat“ zu ſetzen „Geſangniß von 14 Tage. 0 

Bundescommiſſar Geh. Rath Oelſchläger: Die verbündeten Regie⸗ 
rungen legen bei dieſen Paragraphen einen befonders hohen Werth auf die 
Beſeitigung der Geldſtrafen, wie überhaupt darauf, daß der Gedanke, man 
könnte in Deutſchland den Ungehorfam gegen die Geſetze mit Geld abkaufen, 
nicht weiter um ſich greift. Im Uebrigen hat ſich das Bedürfniß zu den 
bier vorgeſchlagenen Strafverſchärfungen dringend herausgeſtellt. In Preußen 
allein haben nicht weniger als 14 Bezirksregierungen Vorſtellungen darüber 
gemacht, daß man den Schutz der Executivbeamten verſtärken möge. 

Bundesbevollmächtigter Dr. Leonhardt kann Namens der verbündeten 
Regierungen die Erklärung abgeben, daß dieſelben ſich mit dem Amendement 
Stenglein einverſtanden erklaren. . J 

Fürft Bismarck: De ige dieſer Aeußerung hinzu, daß die verbündeten 
Regierungen das Bedürfniß in dieſem Falle für fo dringlich halten, daß fie 
lieber eine Abſchlagszahlung nehmen, als ſich der Gefahr der Ablehnung des 
je ausſetzen wollen. (Beifall.) 

bg. Reichenſperger (Olpe) bebt zur Befürwortung des Amendements 
Stenglein hervor, daß, wenn mildernde Umſtände nicht zugelaſſen werden, der 
Richter ſich ſehr haufig in die Lage verſetzt ſieht, den Angeklagten lieber ganz 
freizuſprechen, als ihn für ein ſehr geringes Vergehen mit einer verhältniß⸗ 
mäßig boden und harten Strafe zu belegen. 

Abg. v. Stauffenberg wendet fi beſonders gegen die zu harten Straf⸗ 
beſtimmungen bei Vergehen gegen die Forſtbeamten. Namentlich wie die 
Verbältniſſe in Süddeutſchland liegen, müſſen dieſe Beſtimmungen böchſt un⸗ 
erfreuliche Zuſtände zur Folge haben. 

Abg. Frankenburger findet überhaupt kein Bedürfniß, die bezüglichen 
. des Strafgeſetzbuches zu ändern und wird deshalb ſowohl 
een die Amendements wie gegen die Paragraphen ſtimmen. Die bier ge⸗ 
allene Aeußerung, es konne der verſtänvigſte, ſtreng nach den Geſetzen lebende 
Mann unter Umſtänden in einen Conflict mit den Executivbeamten geraten, 
müſſe er dahin erweitern: es ſei unter Umſtänden eine wahre Kunſt, einen 
ſolchen Conflict zu vermeiden. (Lebhafte Zuſtimmung links) 

Abg. Thilo erklärt ſich gegen die Ausführungen des Vorredners und 
findet eine ſtärkere Beſtrafung des Widerſtandes gegen Forſt⸗ und Jagdbeamte 
dadurch gerechtfertigt, daß im Walde die Gefahr des Widerſtandes eine größere 
und derſelbe ſchwerer zu conſtatiren iſt. Die Worte „in rechtmäßiger Aus⸗ 
übung ſeines Amtes‘ ſchützen davor, daß, falls der Widerſtand durch ein 
Ueberſchreiten der Befugniſſe Seitens des Beamten veranlaßt wird, eine 
ungerechte Verurtheilung des Angeſchuldigten ſtattfindet. 

„Abg. Motteler vermißt in den Motiven eine Statiftit der Fälle von 
Widerſtand gegen die Staatsgewalt und der Fälle des Mißbrauchs der den 
Executivbeamten zuſtehenden Gewalt. Wenn die Motive ſagten, dieſelben 
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ſeien im Bewußtsein der ihnen zuſtehenden geringen Befugniß zu gaabaft, 
No haben die Socialiſten die Erfahrung gemacht, daß die Executivbeamten 
nur zu gut ihres Rechtes ſich bewußt find und daß das Volk thatſächlich ge⸗ 
borfamer iſt, als angenommen wird. Die SS 113 und 114 haben ihre Wir⸗ 
kung durchaus nicht verfehlt, wenn es auch in ſehr bedenklicher Weiſe ge⸗ 
gehen iſt. Haben ſie ſchon in der jetzigen Faſſung Veranlaſſung zu Ueber⸗ 
ſchreitungen der Befugniſſe ſeitens der Executivbeamten gegeben, fo muß 
ihre Verſchärfung geradezu corrumpirend wirken. Das freie erſammlungs 
recht iſt wiederholt ſchwer verletzt worden. Die Achtung vor dem engliſchen 
Policeman bat ihre gute Begründung; der engliſche Policeman iſt nicht poli- 
ſcher, ſondern Verwaltungsbeamter. Die $$ 339, 341 und 366 gewähren 
keinen genügenden Schutz gegen den Mißbrauch der hafte We: denn 
der Richterſtand iſt mit wenigen Ausnahmen kein ehrenhafter. (Rufe: Obo 90 
afür bietet die allgemein als ungerecht anerkannte Verurtheilung der Partei⸗ 
genoſſen Bebel und Liebknecht wegen Hochverraths einen Beweis. In Mün⸗ 
chen haben ſich Executivbeamte in das Geſchäftslocal einer Genoſſenſchaft ber 
geben, um ſich zu überzeugen, ob nicht dort verbotene politiſche Verſamm⸗ 
ungen ſtattfinden. Alle Beſchwerden halfen nichts, und wäre gegen 
dieſe Ungeſetzlichkeit von dem Hausrecht Gebrauch gemacht worden, fo wären 
gewiß die SS 113 und 114 zur Anwendung gekommen. Das klägliche Ende 
des Napoleoniſchen Polizeiſtaats ſollte davor warnen, durch Annahme dieſer 
orlage nach dem Satze zu bandeln: Mein Vater hat euch mit Ruthen ge⸗ 
peitſcht, ich will euch mit Skorpionen züchtigen. neh 
Das Amendement Stenglein zu § 113 wird faſt einftimmig angen om⸗ 
men, der $ 113 mit dieſem Amendement aber nur mit einer Mehrheit von 
144 gegen 137 Stimmen; desgleichen § 114 mit dem Amendement Stenglein, 
desgleichen $ 117 mit den Amendements Sienglein und Marquardſen. 

m 4% Ubr vertagt ſich das Haus bis Mittwoch 11 Uhr (Inter⸗ 
pellation v. Bernuth's, der Diätenantrag, Geſetz betreffend die polyneſiſchen 
Arbeiter, elſaß⸗lothringiſcher Etat, Aenderung des Münzgeſetzes u. |. w.). 

uf eine Anfrage Windthorſt's erklärt der Präſident, daß er, wenn der Etat 
für 1876 bis Sonnabend zu Stande kommt, ſeinerſeits kein Intereſſe 
daran habe, noch in der nächſten Woche Sitzungen zu halten, worauf Windt⸗ 
borſt ihn dringend bittet, recht bald Rückſprache mit denen zu nehmen, welche 

dieſe Abſicht durchkreuzen könnten. 
Se. Majeſtät der König hat 


Berlin, 14. December. II Amtliches. Majef 
dem Generalmajor z. D. Freiherrn von Reitzenſtein, bisher Commandeur 
der 1. Cavallerie⸗Brigade, den Rothen Adler⸗Orden zweiter Klaſſe mit Eichen: 
laub und Schwertern am Ringe; dem Oberſten z. D. Rapmund, bisher 
Bezirks⸗Commandeur des 1. Bataillons (Danzig) 8. Oſtpreußiſchen Landw. 
Regiments Nr. 45, den Rothen Adler⸗Orden dritter Klaſſe mit der Schleife; 
dem Regierungs⸗Seeretär, Rechnungs⸗Rath Winkler zu Münſter, den 
Rolben Adler⸗Orden vierter Klaſſe; dem Gerichtsvogt Dierolf beim Amts⸗ 
gericht zu Hannover den Königlichen Kronen⸗Orden vierter Klaſſe verlieben. 
n Dem Conſul des Deutſchen Reiches für Guatemala, Friedrich Augener, 
N — ſeinen Antrag die Entlaſſung aus dem Conſulatsdienſte ertheilt 

orden. 

Se. Majeſtät der König bat den Be en Ober⸗ und Corps⸗Auditeur 
des II. Armee⸗Corps, Karl Hugo Auguſt Splittgerber, zum Mitgliede 

3 General-Auditoriats mit dem Range eines Rathes dritter Klaſſe und 
em Titel eines Gebeimen Juſtiz⸗Raths ernannt; dem Kaufmann Erich 
Schneider zu Liegnitz das Prädicat eines Königlichen Hoflieferanten ver⸗ 
liehen; und der von der Stadtverordnetenverſammlung zu Bielefeld getroffe⸗ 
nen Wahl gemäß, den Fabrikanten Hermann Naus daſelbſt als unbeſol⸗ 
deten Beigeordneten der Stadt Bielefeld auf die geſetzliche Amtsdauer von 
ſechs Jahren betätigt. 

‚Der Notariat: Candivat Nießen in 7 iſt zum Notar für den 
reg Dudeldorf, im Landgerichtsbezirk Trier, mit Anweiſung 
eines Wohnſitzes in Dudeldorf ernannt worden. — Dem Oberlehrer am 
Gymnaſtum zu Saarbrücken, Dr. Julius Ley, iſt das Prädicat „Profeſſor“ 
beigelegt worden. 

Dem Eigenthümer Joſeph Salner zu Brüſſel iſt für das Preußiſche 
Staatsgebiet die Erlaubniß zur Anfertigung der Vorarbeiten für eine Eiſen⸗ 
bahn von Jünkerath⸗Stadtkyll über Prüm, Warmeiler und Neuerburg bis 
zur preuziſchen Landesgrenze in der Richtung auf Diekirch für die Zeit bis 
zum 31. December 1876 ertheilt worden. 5 

Dem Maſchinenbaumeiſter und Schloſſermeiſter Robert Neumann zu 
Königsberg i. Pr. iſt unter dem 10. December 1875 ein Patent auf eine 
Sicherheits vorrichtung gegen das Anbohren von Geldſchränken auf drei Jahre 
ertheilt worden. — Dem Dr. Adolph Poppe und dem Johann Ludwig 
Poppe — Beide zu Frankfurt a. M. — iſt unter dem 10. December d. J. 
ein Patent auf eine Rechenmaſchine auf drei Jahre ertheilt worden. — Dem 

enieur Rudolph Meyer und dem Dr. Küſter (in Firma: R. W. 

innendahl) zu Huttrop bei Steele iſt unter dem 10. December 1875 
ein Patent auf eine Geſteinsbohrmaſchine auf drei Jahre ertheilt worden. — 
em Ingenieur Charles Brown zu Winterthur iſt unter dem 10. December 

J. ein Patent auf eine Ventilſteuerung für Dampfmaſchinen auf drei 


Jahre ertheilt worden. ? 

Berlin, 14. December. [Se. Majeftät der Kaiſer und 
König!] nahmen heute die Vorträge des Polizet Präſidenten von 
Madat, des Chefs der Admiralität, Generals der Infanterie von Stoſch 
und des Chefs des Geheimen Militär⸗Cabinets, General⸗Majors von 
Albedyll entgegen. 

[Ihre Majeſtät die Kaiferin: Königin] beſuchte geſtern die 
Kaiſerin Auguſta⸗Stiftung. 

[Se. Kaiſerliche und Königliche Hoheit der Kronprinz! 
kehrte geſtern Nachmittags 5 Uhr von der im Forſtrevier Spandau 
abgehaltenen Jagd zurück und beſuchte Abends mit Ihrer Kalſerlichen 
und Königlichen Hoheit der Kronprinzeſſin die Vorſtellung im Opernhauſe. 

(Reichsanz.) 

O Berlin, 14. December. [Der Reichstagsſchluß. — 
Polniſche Agitation. — Die Waiſenräthe.] Ueber die 
Arbeiten des Reichstages iſt nun eine Verſtändigung erfolgt, die man 
auch in Regierungskreiſen als eine durchaus ſachgemäße anerkennen 
muß. Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß die bis zu Weih⸗ 
nachten noch verfügbare Friſt nicht ausreicht, um auch nur einige der 
dringendſten Aufgaben der Reichögeſetzgebung neben dem Reichshaus · 
balt zu erledigen. Eine Fortſetzung der Arbeit im Jahre 1876 iſt 
deshalb zur unabweisbaren Nothwendigkeit geworden und naturgemäß 
bleibt nur der Wunſch, daß die Nachſeſſton, die unter den obwalten⸗ 
den Umſtänden wohl von allen Seiten als ein nothwendiges Uebel 
anerkannt wird, eben auf das äußerſte Maß des Nothwendigen be⸗ 
ſchränkt wird. Wenn übrigens auch noch in der Preſſe Zweifel er: 
boden werden, ob es gelingen werde, den Reichshaushalt vor Jahres⸗ 
ſchluß feſtzuſtellen, ſo hat ein ſolcher Zweifel dem ernſten Willen aller 
betheiligten Factoren gegenüber keinerlei Berechtigung. In allen maß⸗ 
gebenden Kreiſen wird es als Ehrenſache angeſehen, die Verfaſſungs⸗ 
vorſchrift über den Reichshaushalt unbedingt zur Geltung zu bringen 
und nicht einer Praxis zu verfallen, welche leider für den preußiſchen 
Staatshaushalt nicht immer zu vermeiden geweſen iſt. — Die Blätter 
der polniſchen Oppoſition baden einen neuen Geſichtspunkt gefunden, 
von welchem aus ſie den Cultusminiſter und deſſen Maßnahmen be⸗ 
kämpfen. Der „Dziennik Poznanski“ behauptet, durch die Maßnahmen 
würde elne große Anzahl von Zöglingen aus den heimiſchen Unter⸗ 
richtsanſtalten in die Fremde getrieben und wenn man die Verluſte 
berechne, welche daraus dem Lande erwachſen, ſo würde man über die 
öconomiſchen Folgen des Falk'ſchen Syſtems in Entſetzen gerathen 
müſſen. — Die „Gazeta Narodowa“ veröffentlicht den Proſpect einer 
Zeitſchrift, welche bekanntlich der polniſche Leſeverein in Paris be: 
gründen will. Das neue Blatt foll den Namen „Dziennik“ führen 
und ſich der Aufgabe widmen, die polniſche Emigration aus dem 
Schlafe zu rütteln und die den öffentlichen Angelegenheiten bisher 
fernſtehenden Mitglieder zu einer gemeinſamen Thätigkeit zu verbinden. 
Um in's Leben zu treten, erwartet das neue Blatt nur die Anſamm⸗ 
lung eines Capitals von 3000 Fr. Man ſieht aus dieſen beſcheidenen 
Anſprüchen, daß die Herren Agitatoren auf erhebliche Opfer von 
Seiten der polniſchen Emigration nicht rechnen. — Der Miniſter des 
Innern hat ſich in einer neuen Verfügung dahin ausgeſprochen, daß 
die Bezirksregierungen die nähere Beſchlußfaſſung über die behufs Ein⸗ 
ſetzung der Waiſenräthe erforderlichen Maßnahmen zunächſt den be⸗ 
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theiligten Gemeindebehorden überlaſſen und ſich dieſerhalb für die 
Städte an die Magiſtrate, für die ländlichen Diſtricte au die Land⸗ 
räthe zu wenden haben. Der Initiative der Gemeinden reſp. der 
ihnen von den Landräthen nach Ermeſſen zu gebenden Directiven 
wird zugleich überlaſſen werden können, inwieweit von der geſetzlich 
gewährten Befugniß, für benachbarte Gemeindebezirke gemeinſchaftliche 
Waiſenräthe zu beſtellen, Gebrauch zu machen iſt. 

Bremen, 13. Deebr. [Der Urheber der Exploſion in Bremer⸗ 
haven.] Die „W.⸗Z.“ ſchreibt: Die Urheberſchaft der fürchterlichen Kata⸗ 
ſtrophe iſt auf den Paſſagier Thomas zurückgeführt. Es iſt aber nicht, wie 
zur Ehre der Menſchheit allgemein angenommen wurde, ruchloſer Leichtſinn, 
ſondern berechnete, kaltblütige Bosheit, die das Werk der Zerſtörung ange 
richtet hat. Thomas hat bekannt, daß er nicht nur Beſitzer des Faſſes ge⸗ 
weſen iſt, das explodirt hat, ſondern daß er dieſes Faß an Bord des „Moſel“ 
bat bringen wollen, um des Schiff in Grund zu bohren. Das Motiv dieſer 
teufliſchen Bosheit ſcheint die Abſicht zu ſein, durch übertriebene und fingirte 
Verſicherungen Gewinn zu machen, einen Gewinn, den er nach ſeiner Aus⸗ 
ſage mit Anderen hätte theilen müſſen. Die Kugel ſollte ihm heute Nach⸗ 
mittag aus dem Kopfe gezogen werden. Er iſt fortwährend bei Beſinnung 
und weiß über Alles Auskunft zu geben. Thomas liegt im ſelben Zimmer 
mit vielen ſeiner Opfer. Nachmittags ſollte eine zweite Vernehmung 
ſtattfinden und dieſe mag etwa zu dem Gerüchte Veranlaſſung 
gehn baben, das Bremerhaven in größte Aufregung verſetzt hat, zu dem 

erüchte, daß nach dem Bekenntniß des Thomas ſich noch mehrere ſolcher 
Höllenmaſchinen unter den Gütern der „Moſel“ befänden. Das Gerücht 
iſt unbegründet. Nach dem, was hier bekannt geworden iſt, hat Thomas 
nur ein Faß bier zu feinem ſchändlichen Werke vorbereitet. Es war ein 
ſtarkes Faß vom Böttcher Delvendahl geliefert. In dieſem hat er mit Material 
von einem anderen großen, hier angekauften Faſſe zwei Abtheilungen durch 
eine Scheibe hergeſtellt, in welcher ſich ein Loch befand. In der einen 
Abtheilung hat er vermuthlich den Apparat zum Zünden, den er böchſt 
wahrſcheinlich bei ſich gehabt hat, aufgeſtellt, die andere mit Dynamit ge⸗ 
füllt. Das nicht benutzte Holz bat ſich vorgefunden. Das Faß iſt von ihm 
in das Magazin des Norddeutſchen Lloyd geſchafft, wo er, wie erwähnt, 
deſſen Warmhaltung empfohlen hat. Der Plau mag dahin gegangen ſein, 
daß der Apparat mit einem Uhrwerk erſt die Entzündung bewirken würde, 
nach dem Thomas in Southampton, wohin er Paſſage genommen, gelandet 
und; die „Moſel“ verlaſſen batte. Vielleicht ſollten auch erſt in Sout⸗ 
bampton die Colli an Bord gebracht werden, durch deren hohe Verſicherung 
er, wenn fie mit dem Schiffe verloren gegangen wären, ſich bereichern 
wollte. Anfänglich ſcheint er den Dampfer „Deutſchland“ für ſein Werk 
auserſehen zu haben; der Apparat zum Zünden ſoll ihm aber noch gefeblt 
baben. Das iſt in nüchternen Worten, was wir über die Urbeberſchaft der 
ſchrecklichen Kataſtrophe mit einiger Gewißheit mittheilen können. Die Zahl 
der Opfer vergrößert ſich noch immer. Nach zuverläßiger 1 
trägt ſie an Todten und Verwundeten 170. — Ueber die Art und Weiſe 
des Selbſtmordverſuchs, welchen der Pa ſſagier des Dampfers „Moſel“, W. 
K. Thomas, am Sonnabend Nachmittag in einem der Staaterooms dieſes 
Dampfers gemacht hat, erfahren wir durch gefällige Mittheilung noch fol⸗ 
endes Nähere: Die herbeigerufenen drei Aerzte, die Herren Dr. 

othe, Dr. Brickenſtein und Dr. Luce fanden Thomas in Hemds⸗ 
ärmeln auf dem Sopha des Staaterooms ausgeſtreckt liegen. Er 
athmete ſchwer, war bewußtlos und das Geſicht zeigte ſich mit 
Blut befleckt. Die Herren Aerzte conſtatirten eine ſehr bedeutende 
Schädelverletzung, glaubten auch nach oberflächlicher Unterſuchung Gehirn: 
maſſe mit Blut vermiſcht wahrnehmen zu können. Da aber die Dunkelheit 
les war gegen 5½ Uhr) ſchon weit vorgeſchritten und kein Licht zur Hand 
war, fo konnten die Aerzte Genaueres nicht eruiren. Herr Dr. Rothe ordnete B 
fort den Transport nach dem Barakenlazareth an und wurde der Bewußt⸗ 
loſe nach der Auffaſſung aller drei Aerzte 11 ſchwer verletzt. Der corpu⸗ 
lente Mann wurde mit vieler Mühe von 6 bis 8 Leuten in einer Decke die 
8 . längsſeite der „Moſel“ hinabgetragen und ſodann in einer 

iege nach dem Lazareth befördert. Die Vermuthungen der Herren Aerzte 
über die Verwundung gingen ſelbſtverſtändlich weit auseinander. Der 
nächſte Gedanke war freilich, daß auch Thomas durch die Exploſion verletzt 
ſein möge. Es iſt hierbei beſonders zu betonen, daß, wie ſchon bemerkt, der 
Revolver erſt zwei Stunden ſpäter in dem Stateroom aufgefunden wurde. 
Im böchſten Grade auffallend war den Aerzten die beſtimmte Ausſage 
des Capt. Franke, daß er die Thüre zum Stateroom ee gefun⸗ 
den habe und aufbrechen laſſen mußte. Die Herren Dr. med. Rothe und 
Dr. med. Luce reiſten mit dem Abendzuge zurück. Inzwiſchen verbreitete ſich 
das Gerücht, ein Paſſagier ſei in Verdacht gekommen, daß er die Unglücks⸗ 
liſte als Paſſagiergut habe vurchſchmuggeln wollen und habe nach der ſchreck⸗ 
lichen Kataſtrophe einen Selbſtmordverſuch gemacht. Die ſtärkſten Verdachts⸗ 
gründe in Verbindung mit dem Befund des Verletzten im Stateroom ſprachen 
nun nach der Meinung der Aerzte dafür, daß das Gerücht begründet und 
Thomas jener Paſſagier ſei. . ? 


Provinzial- Zeitung. 

Breslau. 15. December. Angekommen: Se. Durchlaucht Hans 
Heinrich XI., Fürſt von Pleß, Graf a. Hochberg⸗Fürſtenſtein, freier Stan⸗ 
desherr a. Pleß. Se. Durchlaucht Prinz Carl zu Hohenlohe⸗Ingelfingen 
a. Droniowitz. Gräfin v. Brandenburg, Hofdame Ihrer 8 der 

rind 


lg und Königin a. Berlin. h 
ah AH HAN Bahnhof.] Perſonenzug 16 wegen 
ſpäterer Ankunft aus Oberſchleſien mit 40 Minuten Verſpätung von hier ab⸗ 


* [Zur Jagd.] Die am 13. December in Skeyden (Groß⸗Glogau) 
ſtaltgefuͤndene Treibjagd hat ein überraſchendes Reſultat geliefert. Von 18 
Schützen wurden 346 Hafen geſchoſſen. Jagdkönig war Herr Lieutenant 
Ackermann ⸗Saliſch mit 47 len 


en 


Berlin, 14. December. Wenn von einzelnen Seiten die Anſicht laut 
eworden it daß nur der Ausfall der Senatorenwahlen in Frankreich, fo: 
ri er zu Gunſten der conſervativen Partei ſich ſtellte, im Stande wäre, 
den Börſen eine beſſere Phyſiognomie zu verleihen, fo ſcheint nicht nur der 
Verlauf unferer heutigen Börſe das Gegentheil zu beweiſen, ſondern es zeigte 
auch die Haltung der geſtrigen Pariſer Börſe, daß man ſelbſt in der dortigen 
Finanzwelt den Wablen, obgleich dieſelben in liberalem Sinne ausfielen, 
kein ſolch großes Gewicht beilegt. Die Pariſer Abendcourſe ließen auf eine 
ſehr feſte Tendenz ſchließen, und anknüpfend hieran eröffnete auch unſere Börſe 
heute in beachtenswerther Feſtigkeit. Zwar walten die Umſtände, die vor 
Kurzem einen Druck auf die allgemeine Haltung des Marktes ausüben, noch 
vor, zwar find die Gelddarleiher noch in gleichem Maße wie in voriger 
Woche zurückhaltend — fait unterziehen fie in rigoroſer Weiſe die Bonität 
der angebotenen Disconten einer kritiſchen Prüfung, — die Börſe empfindet 
aber dieſen Druck augenblicklich weniger. Der Geldbegehr iſt kein bedeutender 
und man neigt ſich immer mehr der Anſicht zu, daß auch aus den veränderten 
Münz und Bankverhältniſſen dem Verkehre keine ſonderlichen Erſchwerungen 
erwachſen werden. Der Beginn des heutigen Verkehres war feſt und ziemlich 
animirt, fo da ß die Contremine mit Deckungskäufen ſich beeilte und dem Ge: 
ſchäfte einen etwas wilden Charakter aufprägte. Später ermattete die Hal⸗ 
tung, da andererſeits auch einigermaßen belangreiche Realiſationen zur Aus⸗ 
führung gelangten, die ſich zum Theil wenigſtens auf vorliegende Pariſer 
und Wiener Verkaufsaufträge ſtützte. Die internationalen Speculations⸗ 
Effecten hatten mit Courserhöhungen eröffnet, ließen dann aber nach und 
ſanken auf die Höhe der geſtrigen Schlußcourſe zurück. Lombarden und 
Oeſterr. Staatsbahn behauptete jedoch eine Avance von 2—3 M., locale Spe⸗ 
culationspapiere ruhig. Disc.⸗Com. 133%, ult. 135 ½ 2 —3, Dortm. Union 
12½, Laurah. 68 , ult. 69 ½ 68 4, Ausw. Staatsaul. feſt, bei. Defterr. Renten 
und 1860er Looſe, Amerikaner begehrt, Türken geſchäftslos, Italiener matt und 
angeboten, Ruſſiſche Werthe ohne Leben, Bodencredit und Prämien⸗Anleihe 
niedriger, Pa Fonds ſtill. Pfandbriefe der Preuß. Hypotheken⸗Actien⸗ 
Bank ſehr begehrt und in Folge deſſen ſteigend, Preußiſche Prioritäten nur 
theilweis feſt, 5 ige gut zu laſſen, Rheiniſche und Freiburger bevorzugt, 
und 4% eher matt, Stettiner gedrückt, Oeſterr. Prioritäten ziemlich feſt, 
Kaſchau-Oderb. niedriger, Ruſſ. Prior. blieben ſtill, nur in Kurkk⸗Kiew fan⸗ 
den zu ermäßigten Courſen einige Umſätze ſtatt. Eiſenbahnactien in der 
Haltung ſehr feſt, im Verkehr aber ſchwach. Anhalter und Potsdamer beſſer, 
Oberſchleſiſche ſehr feſt, Stettiner ſehr lebhaft, Leipziger Stammactien und 
Lit. B. recht beliebt. Rumänen feſt. Lüttich⸗Limburg und Breſt⸗Grajewo 
feſt. Mecklenburg 344 pCt. Obligationen begehrt. Banken nicht ganz unbe: 
lebt. Centralbank für Induſtrie und Handel anziehend. Berliner Caſſenver⸗ 
ein höher, Hannöverſche Bank belebt, Spritbank Wrede feſt, Braunſchweig. 
Hypotheken beſſer. Engliſche Wechslerbank zu höherem Courſe be: 
gehrt. Gerger Creditbank zu berabgeſetzter Notiz belebt. Induſtriepapiere 
ir geſchäftslos. Oberſchleſiſcher Eiſenbahnbedarf durch unlimitiste Ver⸗ 
kaufsaufträge gedrückt, fand aber zur ermäßigten Notiz leicht Nehmer. 
Maſſener höher, König Wilhelm ging lebhaft um, Gel ſenkirchen matt, Tar⸗ 


nowitzer, Schleſ. Kohlen niedriger, Courl ſchwach. — Um 2% Uhr: Feſt. 
Credit 360%, Lombarden 19344, Franzoſen 527, Reichsbank 153%, Disconto⸗ 
Commandit 133, Dortmunder Union 227 Laurahütte 68%, Köln⸗Mindener 
95%, Rheiniſche 114%, Bergiſche 79%, Rumänen 30. Bank⸗ u. H.⸗Z.) 


: 3 öſterreichiſch⸗ungariſcher Eiſenbahntarif.] _ Ueber die 
Einführung eines einheitlichen Gütertarifs iſt eine Vereinbarung ſämmtlicher 
öſterreichiſch⸗ungariſcher Eiſenbahnen unter Zuſtimmung der beiderſeitigen 
Regierungen zu Stande gekommen. Der Tarif bildet bekanntlich eine Com⸗ 
bination von Wagenraum⸗ und Werthtarif; er enthält die folgende Ein⸗ 
tbeilung: 1) Eilgüter, und zwar: a. zum vollen Eilgutſatze, b. ermäßigte 
Eilgüter, 2) Gewöhnliche Güter, und zwar Klaſſe I. (Normalklaſſe) für alle 
Artikel überhaupt mit Ausnahme derjenigen, für welche laut der dem Tarife 
beigegebenen Waarenclaſſification nicht die Sätze der Klaſſe II. oder der 
Wagenladungsklaſſen Anwendung finden. Die Güter der lermäßigten) 
Klaſſe II. ſind in der Nomenclatur enthalten, ebenſo die der Wagenladungs⸗ 
Klaſſen A, B und C. Für Wagenladungsklaſſe A wird ein Minimalgewicht 
von 5000 Kilogramm (100 Bollcentner) gleichnamiger Artikel feſtgeſetzt, wo⸗ 
gegen die Frachtſätze der Klaſſen Bund C nur bei Ausnützung, reſp. Bezahlung 
der Tragfähigkeit der verwendeten Wagen zur Anwendung gelangen. 
Dabei iſt zu bemerken, daß das Ein: und Ausladen der Güter 
der Klafjenl, II und A und das Abladen der Güter ſammtlicher Klaſſen von der 
Bahnanſtalt beſorgt wird, während die Güter der Klaſſen B und O die Ver⸗ 
ſender aufzuladen haben. Noch iſt zu bemerken, daß jene Güter, welche nach 
den Frachtſätzen der Klaſſen B und C abgefertigt werden, die Bahnanſtalt 
befugt iſt, in offene Wagen zu verladen. Unter den Verkehrs⸗Artikeln, welche 
in die Wagenladungs⸗Klaſſen rangiren, ſeien als die wichtigſten genannt: in 
Klaſſe A: Bier, Branntwein und Slibovitz, Eiſen und Stahl, gehämmert und ges 
walzt; Eiſenbahnſchienen, Emballagen aller Art, Eſſig, Fette, Flachs und Hanf zc., 
Getreide und Hülſenfrüchte ꝛc., Futterkräuter aller Art, Metalle (roh), Tabak 
(roh), Hadern, Knoppern, Mehl, Oele aller Art, Säcke, Salz, Schwefel, Soda, 
Spiritus, Wein, Zwetſchken 2c.; in Klaſſe B.: mineraliſche Kohlen, Coaks. 
Briquets, Erdäpfel, Erdharze, Farb⸗Erden, Gemüſe aller Art, Guano, Gyps, 
Holz, rohes und rob vorgearbeitetes aller Art; Kalk, Oelkuchen, Salz zu 
Düngzwecken, Spodium, Theer ꝛc.; in Klaſſe C.: Eiſen roh, alt und ges 
Aba Erze rohe aller Art, Brennholz, Steine, Zuckerrüben und deren 

äle ꝛc. 


» [Numänifche Eiſenbahngeſellſchaft.] Der Berliner „Börſencourier“ 
enthält folgende Notiz: In den gegen die Geſellſchaftsvorſtände von Be⸗ 
ſitzern der Dividenden⸗Coupons auf die Stammactien für das Jahr 1874 
auf Bezahlung der beſchloſſenen Dividende von 4 pCt. angeſtrengten Pro⸗ 
ceſſen, find beute die erſten beiden Erkenntniſſe ſeitens des Königlichen Stadt⸗ 
gerichtes gefällt worden. Die Kläger ſind mit ihren Klagen zur Zeit abge⸗ 
wieſen worden. Da boffentlich demnächſt eine definitive Regulirung der An⸗ 
gelegenheiten zu Stande kommt, bei der auch die 74er Dividende zur Aus⸗ 
zahlung gelangen wird, dürfte die durch das Stadtgericht zu Gunſten der 
Geſellſchaft entſchiedene Slreitfrage ſchwerlich eine andere Inſtanz beſchreiten 


Berlin-Görliger Eiſenbahn. 2 
Die Einnahmen pro Monat November 1875 betragen (proviſoriſch ermittelt): 
3 aus dem e er . . . 95,212 Mark 
FVV 


aus dem Güter: und Vieh⸗Verlehr 455,512 
ien d aa „„ 28,0: 
Summa pro November 


Die Einnahme pro November 1874 be⸗ 
trägt (definitiv feſtgeſtellt) 


L 


578,761 Mark 


471,020 „ 


107,741 Mart 
5,418,627 Mark 
5,056,063 „ 


362,564 Marl. 


Mithin pro 1875 mehrt 
ER Halle-Sorau-Gubener Eiſenbahn. 
Die Einnahmen pro Monat November 1875 betragen (probiforif ermittelt): 
1) aus dem Perſonen⸗Verkehoyrrr zr 74,231 Mark 
\ 2) aus dem Güter⸗ und Vieh⸗Ver kehr 214,262 „ 
3) aus dem Extraordinariumm „13,632 „ 


mma pro November .. 302,125 Mark 
beträgt (definitiv 


— 


Die Einnahme pro November 


ſeſtgeſtel dnn an ee . 294,09 5 

; j Mithin pro 1875 mehr... 8,076 Mark 
Einnahme bis Ende November 18757 3,193,785 „ 
n ” " ” 19% % EETATZE 2,901,055 n 


a Mitbin pro 1875 mehr. .. 292,730 Mark. 
Für November 1874 hat der Betrieb der am 1. November pr. eröffneten 

Strecke Eilenburg⸗Leipzig für Rechnung des Baufonds ſtattgefunden, die 

Einnahmen dieſer Strecke pro 1874 ſind daher unberückſichtigt geblieben. 


[Confetenz der Hypotheken ⸗Actien⸗Banken.] Bei der am Sonne 
abend abgehaltenen Conferenz der Deutſchen Hypotheken⸗Actien⸗Banken, 
waren 17 an der Sache betheiligte Inſtitute vertreien. Eine längere Der 
batte war dadurch 0 ö 
ſpäter auf dem Wege der ſchriftlichen Erörterung bereits eine fait vollſtän⸗ 
dige Uebereinſtimmung erreicht hatte und es wurde daher der vorgelegte 
Entwurf einer PBıtifion an den Reichstag nach kurzer Discuſſion einſtimmig 
genehmigt. Die Petition, welche die einſchlagenden Verhältniſſe ſehr aus⸗ 
führlich behandelt und die Nothwendigkeit einer genauen Präciſirung der 
Rechte der Pfandbriefinhaber überzeugend darlegt, wird ſofort an den Reichs⸗ 
tag ſowohl wie auch an den Bundesrath abgeſandt werden; ihren Inhalt 
werden wir im Auszuge mittheilen. a 


[Norddeutſcher Lloyd in Bremen.] Die untergegangene „Deutſch⸗ 
land“ war von 2953 Tons Bruttogehalt, hatte 600 Pferdekrafte und war 
im Jahre 1866 bei Caird u. Comp. in Greenock gebaut. Die Koſten der⸗ 
ſelben ſtellten ſich bei vollſtändiger Ausrüſtung auf ca. 1,359,000 M.; bei 
dem letzten Jahresabſchluſſe ſtand der Dampfer mit ca. 869,000 Mark zu 
Buch. Für die Bremer Aſſecuradeurs, welche die Ladung theilweiſe verſichert 
haben — ein großer Theil der Ladung iſt im Inlande direct verſichert — 
iſt der Verluſt des Dampfers wieder ein ſchwerer Schlag, der nicht wenig. 
dazu beiträgt, das Ergebniß dieſes Jahres, das ſich in Folge der unzähli⸗ 
gen Verluſte und Havarien ohnehin ſchon ungünſtig genug ſtellt, noch mehr 
zu verſchlechtern. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
(Aus Wolff's Telegr.⸗Bureau.) 

Paris, 14. Decbr., Abends. Die „Union“, das Organ Cham⸗ 
bords, erklärt die Nachricht, daß Chambord La Rochette und Franclien 
zur Senatorenernennung beglüdwünfchte, für unbegründet. Daſſelbe 
Blatt mißbilligt das Vorgehen La Rochettes und fügt hinzu, das letzte 
parlamentariſche Manöver ſei unüberlegt, Chambord ſtehe demſelben 
vollkommen fern. Die Verſammlung der äußerſten Rechten nahm 
die Reſolution an, wodurch La Rochette und die übrigen Parteimit⸗ 
glieder, welche bei den Senatorenwahlen mit der Linken gegangen, 
energiſch desavouirt werden. 

Verſailles, 14. December, Abends. Die Nationalverfammlung 
wählte Fourcaud (Linke) mit 344 Stimmen zum Senator. Die 
übrigen Candidaten der Linken erhielten zwiſchen 330 und 337 Stim⸗ 
men. Die Zahl der Wähler war heute geringer als in den früheren 
Sitzungen. 

London, 14. December. 


ausgeſchloſſen, daß man in früheren Conferenzen und 


Wie die „Times“ meldet, hat Lord 


Derby die Ernennung Otway's zum Generalagenten der Inhaber 


türkiſcher Obligationen bei der Pforte beſtätigt. Otway hat ſich be⸗ 
reits in dieſer Eigenſchaft den großbritannifchen Botſchaftern in Paris 
und Konſtantinopel, Lord Lyons und Sir Elliot, vorgeſtellt. Wahr: 
ſcheinlich wird Bourrde, der Vorſitzende des franzöſiſchen Comite's zur 
Wahrung der Intereſſen der Inhaber türkiſcher Obligationen, Otway 
nach Konſtantinopel begleiten, um mit ihm gemeinſchaftlich zu ver⸗ 
fahren. 

4 Rio de Janeiro, 13. December. Braſilien iſt der vom Peters⸗ 
burger internationalen Telegraphen⸗Congreſſe vereinbarten Convention 
beigetreten. 

Madras, 13. December. Der Prinz von Wales iſt hier einge⸗ 
troffen und von einer großen Anzahl indiſcher Fürſten, ſowie einer 
zahlreichen Volksmenge auf dad Glänzendſte empfangen worden. Zu 
Ehren des Prinzen fand ein Galadiner ſtatt, an dem auch der Gou⸗ 
verneur von Pondichery theilnahm. 


re Si A PT 


nil 


Bombay, 14. December. 


gend von Labore und Peſhawer heftige Erdſtoͤße vorgekommen, mehrere 


Ne e Nee n Pa 


Am letzten Sonntag find in der Ge⸗ 


Perſonen find dobei um das Leben gekommen. 
Berliner Börse vom 14. December 1875, 


Wechsel-Course. 


Amsterdaml00Fl.)8 T 8 1169,00 ba 
do, do, 2 M. 3 168,25 ba 
London 1 Latr. 3 M.|3 20.19, bz 
Paris 100 Fres. 8 T.j4 | 81,05 ba 
Peteraburgl®0SR,.) 3 M. ½ 288.00 ba 
Warsehau 1008 R. 8 T. 265,59 ba 
Wien 100 FI. Bi 178,10 ba 


ö 
4% do.....12 M6 19670 ba 
Fonds- und Geld-Course. 
Staats-Anl. 4½ CeongOl. 4% 105,10 ba 
do, A igeſ4 19,20 bz 
Staats-Schuldscheine. . 3 91.60 8 
Präm.-Anleihe v. 18553 
Berliner Stadt-Oblig. 4½ 101,0 bz 


(Berliner 365 101,30 bz 
Pommersche 3½ 83,60 @ 
J Posens che 4 | 830 B 
Schlesische 3 — — 
Kur- u. Neumärk, 4 | 9640 b2G 
| Pomiersche . 4 | 96,68 ba 
I IPosensche 4 | 96,20 dz 
@lPreussische..... 4 196,40 B 
3 )Westfäl. u, Rhein. | 98,00 B 
4 Ssch sische 4 | 98.10 bz 
Schlesische 4 5,50 B 
Badische Präm.-Anl. 4 120.50 b. 
Baierische 4% Anleihe 4 124.80 bz 


@öln-Mind. Prämiensch 3% 107.26 bag 
Kurh. 40 Thaler-Loose 258,00 8 

he 35 FL-Loose 141.25 8 
Brauuschw. Präm.-Anleiba 83,00 bzB 
Oldenburger Loose 135,75 bz 


Ducaten 9,47 ba 
over. 20,29 G 
Napoleons 16,21 bag 
Imperiala — — 
Dollars — — U 


—ͤ — 
Hypotheken-Certificate. 
Krupp'schepartial-Obl. s 101.30 B 
Unkh.Rid.dPrHyp--B. 3 
do. 0. 
Deutsche Hyp.-B.-Pfb. 4½ 95,75 bad 
Kündbr. Cent.-Bod.-Or. 4% 10%, G 
Bokünd, do, (1872) 
do, rückzb. & 1105 
do. do do, 4% 98,50 bz 
Unk. H.d.Pr.Bd.-Ord.B 5 
‚do, III. Em. do, 5 
Kündb.Hyp. Schuld. do. 5 
Hyp.-Anth. Nord.-G. C. B 
Pomm, Hyp.-Briefe . 5 
do. do. II. Em, 5 
Gotk. Präm.-Pf. I. Ern. 5 
do. do. II. Em. 8 
4 
4 
6 
5 
5 
5 


40. 6% Pf.rkzlbr.m.110 
40.4% do. do. m. 110 
Meininger Präm.-Pfdb. 
Oest. Silberpfandbr. 6 ½ 
do. Hyp.-Ord.-PIdbr. 
Efdb. d. Oest. Bd.-Or.-Ge. 
A 


do, 0. 
Büdd, Bod.-Cred.-Pfdb. 
do. do, ar 

Wiener Silberpfandbr. ö 


2 


Ausländische Fonds. - 
Oest. Silberrente. . q 44½% 65,50 bzB 
do. Papierrentos .. 
do. 54er Präm.-Anl. 4 109, 
do. Lott.-Anl. v. 60, „5 


do, Credit-Loose „ . — 134809 8 
do. 6der Looa6 „. .|— 286,50 G 
Buss, Prüm.-Anl. w 645 18900 bz 
do. do, 18665 183,50 ba 
do. Bod.-Ored.-Pfdbr. ss | 86,09 bz 
"&0.Cent.-Bod,-Or.-Pfdb,|5 91,19 ba 
Russ.-Poln, Schatz-Obl.|4 | 85,00 K 
Poln, Pfadbr. III. Em. 4 — — 
Poin. Liquid,-Pfandbr.\4 | 68,90 ba 
Amerik. rücks. p.1881/6 103,20 
do. do. 188516 | 98,50 
do. 5% Anleihe . 5 | 99,80 bz 
Französische Rento 6 — — 
Ital. neue 5% Anleiheö | — — 
Ital. Tabak-Oblig. . 6 | 99.80et-70 bz 
Raab-Grazer I Thlr. J. 480,0 bad 
Rumänische Anleihe. 8 104, bz 
Türkische Anleihe. 5 | 23,00 etbaB 
Ung. 5% St.-Eiseub.-Anl. 5 | 75,60 bad 


Schwedische 10 Thlr.-Loose — — 
Finnische 10 Tblr.-Looss 41,25 bz 
Türken-Loose 54,00 bzB 
————— 


Eisenbabn-Prioritäts-Aotien. 


Borg-Mark. Serie II. 4 00 8 
do. III, v. St.3½/ g. 3 ½ 84 90 bz 
de, do. 1. 4½ %,16 etbz@G 
do. Hess. Nordbahn|5 10200 8 
Berlin-Gör lies 5 101.78 B 
do.. 461 — — 
do. Lit. O. 4 — — 
Breslau-Freib. Lit. D. 4½— — 
do. do. E. 4 —— 
do. do, F. 4 — — 
do. do. 6. 4½% 94 B 
do, de, H. 4 — — 
do, do, 3.1414] 89,75 6 
do. do. K. 4½ 89,15 6 
Oöln-Minden III. Lit.A.|4 | 8850 0 
‚do, . . Lit. B. 4% 98 B 
do. . IV. 4 | 91,80 bzB 
do. V. 4A | 8850 bz 
Halle-Sorau-Guben . 5 | 9,756 bad 
Hannover- Altenbeken | 95,50 bz@ 
Märkisch-Posener .....|5 151 @ 
N.-M, Staateb. I. Ser. 44 — — 
de. do. II. Ser. 4 | 94,00 & 
de, do. Obl. L. u. II. 46,2 @ 
de, o. UI. Ser. 4 | 94,00 @ 
Obersehles. 4. — — 
do. . 30 — — 
de, GG. — — 
de, DN .. 4114 —— 
do. K 30 0⁰ 
do. 1 410,25 K 
BE | 97,25 @ 
de. H.. . . 410,5 ban 
40. von 18695 103,25 bz 
do, von 1873,14 | — — 
do, von 1874. 4½ 96,50 B 
do, Brieg-Neisse4½ | — — 
do, Cosel-Oderb. 4 | 91,50 8 
dp. do. 5 103.00 B 
do,Stargard-Posen4 | — — 
do, do. II. Em. 4% — — 
‚do, do. III. Em. 4½ — — 
do, Narschl.Z web. 3½ 75 8 
Ostpreuss. Südbahn 5 102 G 
Rechts- Oder-Ufar-R. 8 102,00 G 


Schlesw. Eisenbahn. 4½ 98,25 ba 


Chomnitz-Komotau . - 


Dux-Bodenbach, ... 66,50 8 
do, II. Emission . 6 | 60,10 8 
rag- Dunn... tr. 23,25 8 
Gal. Oarl-Ludw.-Bahn. 5 | 87,50 8 
do. do. ‚neue |ö | 86,40 B 
Kaschau-Öderberg, ..|d | 66.60 bag 
Ung. Nordostbahn . . 5 | 61,50 bzG 
Ung. Ostbahn +5 | 57.50 ba 
Lemberg-Ozernowitz .|5 | 70,25 bz& 
do, de, II. s | 72,50 bad 
do. do, III. s | 66,00 @ 
Mährische Grenzbahn 6 | 62,30 G 
Mähr.-Schl,. Centralb. fr. 27,60 bzB 
fo. II. r. — — 
Kronpr.-Rudolf-Bahn ./ | 76,25 ba 
Oesterr.-Französische 3 [317,25 6 
do. do, II. 3 1313,00 bı@ 
do. südl, Staatabahn|3 238,90 bad 
de, neue 3 35,0% brB 
de, Obligationen 5 | 80,50 bzB 
Warschau-Wien II. 5 98,50 ı 
do, III. 6 | 96,10 bd 
do. IV.. 86 93.78 6 
do. V. . 6 91,28 bz 


Bank-Discont 6 pot. 
Lombard-Zinsfuss 6pOt, 


Fremd.Bkn, 99,88 bz 
einl. . Leip. 99,925.bz 
Oest, Bkn, 178,40 bz 
Russ. Bkn, 208,00 bs 


— — 


41,|61.90-7061-901 
B 


Eisenbahn-Stamm-Actien, 
Divid. prof 1873 1874 t. 
Aachen - Mastricht.] I% | 1 4 | 20,20 etbz& 
Berg.-Märkische. .| 3 3 4 | 78,50 b. 
Berlin-Anhalt 16 8%, 4 109,50 ba 
Berlin- Dresden 5 5 6 | 25,80 bz 
Berlin-Görlite „ . 3 0 4 1 31,10 ba 
Berlin-Hamburg. 10 12½ 4 173 bz 
‚Berl. Nordbahn. 5 0 fr. | 0,90 ba 
"I Barl,-Potsd-Magdb.| 4 1% 4 | 69,50 bad 
'TBerlin-Stettin . 10% 91% 4 122 bzB 
Böhm. Westbahn. 5 5 56 | 55,2 b 
Breslau-Freib.. . .| 8 7 4 81,75 b 
Cöln-Minden . . 8% 8% 4 | 95,50 ba 
do, Lit. B.] 5 5 5 | 9,75 bad 
Cuxhaven. Eisenb.) 6 6 6 — — 
Dux-Bodenbach. B.] 0 0 4 10,25 bz 
Gal. Carl-Ludw.-B,| 8,67 8% 4 90,5025 ba 
Halle-Sorau-Gub. 0 0 4 6.75 B 
Hannover-Altenb. 0 0 4 8,25 bz 
Kaschau-Oderberg 5 8 5 | 54,30 bzB 
Kronpr. Rudolfb, | 5 5 5 | 56,70 bz 
Ludwigsh.-Bexb. | 9 9 4 180,75 bz 
Märk.- Posener 0 0 4 | 18,90 bad 
Mag deb. -Halberst.| 6 3 4 42 bzB 
Magdeb.-Leipzig. 14 14 4 214 b2G 
do, Lit. B.] 4 * 4 | 91 bas 
Melns-Ludwigsh. 9 6 4 | 96,90 bz 
Niederschl.-Märk. .| 4 4 4 96,50 B 
Oberschl. A. C. D. 13% 12 3% 148 bz& 
do. B.. 413% 12 3½ 137 bz 
do. K. — 3% 140 G 
Oesterr.-Fr. St.-B. 10 8 4 528.25 bs 
Oest. Nordwestb, | 5 5 5 1262-54 bz 
Oest,Südb.(Lomb.)| 3 | 1% 4 19498 ba 
Ostpreuss. Südb, „| © 0 4 | 23,10 bz 
Rechte-O.-U.-Bahn] 6 6 4 104,40 bz 
Reichenberg-Pard.| 4 4 4% 59 528 
Rheinische 9 8 4 114, 70-3 b 
do, Lit. B. (4% gar.) 4 4 490,50 bad 
Rhein-Nahe-Bahn | 0 0 4 10,90 bad 
Rumän, Eisenbahn] 5 “ 4 |.30 be 
Schweiz Westbahn 1% 0 4 | 11 b2& 
Stargard -Posener| 4 4 2 100 ba 
Thüringer Lit. A.] 7 7 4 1112,15 bz& 
Warschau-Wien, II 10 4 1227,75 bz 


Eisenbahn-Stamm-Prloritäts- Aotlen. 


Berlin-Görlitser .| 5 4 5 ı 64,70 bz@ 
Berliner Nordbahn 5 0 tr. 1,50 bad 
Breslau- Warschau 0 0 5 22 b2& 
Halle-Sorau-Gub, | 0 0 5 | 16 ba 
Hanuover-Altenb, | 0 0 5 | 2450 ba 
Kohlfurt-Falkenb, | 5 2% 15 38,50 8 
Märkisch-Posener | @ 0 5 | 62,15 b2& 
Magdeb.-Halberst, | 3% | 3% 3½ 54 big 
do, Lit. C.] 6 5 5 83 bz 
Ostpr. Südbahn 0 3% 5 | 67,50 bad 
Pomm. Centralb. .| 0 0 . — — 
Rechte-O.-U.-Bahn] 6% | 6% 6 108 bed 
Rumänler 8 8 8 84 10 b 
Saal- Bahn 5 2% 15 19,89 ba 
Weimar-Gera, 8 5 58 21 0 
Bank-Paplere. 
Allg. Deut. Hand.-G.— 5 4 |conv. 34,50 6 
" JAngloDeutsche Bk. 0 0 414283 B 
Berl. Bankverein 514 | 4 4 73,90 bz 
Berl, Kassen-Ver, 20 19½ 4 205 6 
Berl. Handels.-Ges.] 6 7 4 | 94,25 ba 
do. Prod.-u.Hdls.-B.] 3 10 4 | 89 bzG 
Braunsehw, Bank,| 9 7 4 89,3% B 
Bresl. Disc,-Bank | 24% 4 4 | 67,60 bad 
Bresl.Maklerbank | 0 0 114 — — 
Bresl. Makl.Ver.-B.| 5 4 1414 —— 
Bresl. Wechslerb.| 0 3 4 65.80 
Cobarg,Ored.-Bnk.| 4 4 4 | 6950 G 
Dauriger Priv,-Bk. 7% 16 4 116,10 6 
Darmst, Creditbk. 10 10 4 1119,25 bz 
Darmst, Zettelbk.| 73/0] 6% 4 | 97,5@ b 
Deutsche Bank 4 5 4 78,20 8 
"do. Reichsbank“ — — r. 164 bz 
do. Hyp.-B. Berlin] 5 7% 14 | 93,25 @ 
Deutsche Unionsb.| 1 3 4 |.77,95 bag 
Disc,-Comm.-Anth.|14 12 4 1133,50 bz 
Genossensch.-Bnk.| 3 6 4 97 va 
do. Junge 3 6 4 97 8 
Gwb. Schuster u. C. 0 0 4 | 350 bzG& 
Goth. Grunderedb.] 8 9 4 |108 bo 
Hamb. Vereins.-B. 10% 11½ 4 11450 8 
Hannov, Bank. 1 7% | 6% 4 1100 bz& 
do. Disc.-Bank 0 0 1181 B 
Königsb.Ver.-Bank| 0 6 4482 4 
Lndw.-B.Kwilecki| © 6 4 |6rG 
Leipz, Cred,-Anst.| 9 9 4 11850 4 
Luxemburg. Bank 86 | 9 4 les br@ 
Magdeburger do, 10 5% 4 101 B 
Meininger do. 5 4 48480 bza 
Moldauer Lds.-Bk. 5 5 4114 8 
Nordd, Bank... 10% 1% 4 |125 ba 
Nordd. Grunder.-B. 7% 9% 4 |104,25 bd 
Oberlausitzer Bk. 0 0 4161 8 
Oest. Cred.-Actien 5% | 6% 4 36460 bz 
Posner Prov.-Bank| 7%, | 6 4 | 9225 G 
Preuss. Bank-Act. 20 12% 4 166,25 b 
Pr.Bod.-Or.-Act.-B.| 0 8 4 96,10 528 
Pr, Cent. Bod.-Crd. 9% 90 4 1117,75 6 
Bächs.Bank, „... 12 10 4 118.75 8 
Sächs. Cred.-Bank ® 5 4 80 8 
Schl. Bank-Verein 6 6 418754 
Schl. Vereinsbank| 7 5 4 | 8980 G 
Thüringer Bank. 8 6 4 | 18256 
Weimar. Bank.. 5 5 4 | 68 bzB 
Wiener Unionsb..| © |5 4 133 B 


In Liquidation.) 


Berliner Bank | 0 0 tr. 87 
Berl. Lombard-B.] 0 0 fr. | 8,50 B 
Berl. Prod-Makl.-B. 121 | 0 fr. — — 
Berl. Wechsler.-B.| 0 0 fr. | 36 8 
Br.-Pr.-Wechsl.-B. 0 0 kr. 67 8 
do. Hand. u. Entrep.] @ 0 fr. — — 
Centralb, f. Genos,| 0 0 fr. 81,50 8 
Hessische Bank. 0 0 tr. 61 C 
Idrschl. Cassenv,| 0 0 fr, | 0,50 
Ostdeutsche Bank | 4 6 kr. 83 6 
Pos. Pr,-Wcchsl.-B.| 0 0 n 
Pr. Credit-Anstalt 0 0 fr, 50 0 
Pr. Wechsler-Buk.] 0 0 kr. — 
Schl. Centralbank | 0 2 lr. — — 
Ver.-Bk. Quistorpl 0 d ftr. 13,78 bz 


Industrlie-Paplere. 
Berl.Eisenb.-Bd-A.| 6% 1% tr. 130 8 
D. Eisenbahnb.-G.] © 0 41 5 pa- 
do, Reiche-ůu. Co.-E.] 8 4 
Mark. Sch. Masch. G.] 0 0 
Nordd Fapierfabr.| O0 | 4 
Wertend, Com.-G. 0 0 


Pr. Hyp.-Vers.-Act. 175% (18% 
Schles. Feuerrers, 18 1 


Donnersmarkhütte] 6 
Dortm. Union 
Königs- u. Laurah. 20 
Lauchhammer 
Marienhütto 
Moritzhütte 
OSchl, Eisenwerke 
Redenhütte 
Schl. Kohleuwerke 
Schl. Zinkh.-Actien 
do, St.-Pr.-Aet. 
Tarnowitz. Bergb. 
Vorwärtshütte. . . 


Baltischer Lloyd . 
Bresl. Bierbrauer. 
Bresl, E.-Wagenb, 
do. ver. Oelfabr. 
Erdm. Spinnerei 
Görlitz. Eisenb.-B. 
Hoffm's Wag. Fabr. 
O.-Schl. Eisenb.-B. 
Schl. Leinenind. . 
8,Aot.-Br. (Scholtz) 
de, Porzellan 
Schl. Tuchfabrik. 
do, Wagenb.-Angt. 
Schl. Wellw.-Fabr, 
WilhelmshütteMA,|1 
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E. Hirſch telegraphiſches Bureau.) 
Naguſa, 14. December. Die Aufſtändiſchen treffen abermals Anſtalten 
Trebinſe aufs Neue zu belagern; die türkiſchen Communicationen find geſtört, 
die Verproviantirung der Truppen kann nur mangelhaft und mit großen 


Der Großvezier Mahmud e iſt 


Schwierigkeiten geſchehen. 


Konſtantinopel, 14. December. 


wieder erkrankt. Man glaubt, daß er zurücktreten und durch Huſſein Avni 


Paſcha erſetzt werden wird. 


Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten 
Br. (Aus Wolffs Telegr.⸗Bureau.) 

Frankfurt a. M., 14. December, Rahm. 2 Uhr 30 M. [Schluß courſe.] 
Londoner Wechſel 203, 45. Pariſer Wechſel 81, 02. Wiener Wechſel 178, 10. 
Böhm. Weſtbahn 170%. Eliſabethbayn 14847. Galizier 180. Franzoſen“) 
26274. Lombarden *) 96%. Nordweſtbahn 125. Silberrente 65%. 
Papierrente 61%. Ruſſiſche Bodencredit 86%. Ruſſen 1872 —. Ameri⸗ 
kaner 1885 860er Looſe 114%. 1864er Looſe —, —. _ Ereditactien®) 
179. Bankactien 810, 00. Darmſtädter Bank 120. Berliner Bank 
verein 74. Frankfurter Wechslerbank 74%. Oeſterr.⸗deutſche Bank 87. 
Meininger Bank 84%. Heſſiſche Ludwigsbahn 96%. Oberheſſen 72%. Ungar. 
Ungar. Schazanweiſungen alte 95. bio. neue 93 7. 
dio. Oſtbahn⸗Obligat. IL 65%. Central⸗Paciſie 88%. Reichsbanl 
153%. Köln: Mindener Looſe —. Baieriſche Prämien + Anleihe —. 
Badiſche Prämien⸗Anleihe —. Badiſche Looſe —, Braunſchweiger 
—. — Internationale Speculationswerthe ſchließlich ſchwächer. — Privat; 
Discont 4% pt. 0 a 

Nach Schluß der Börſe: Creditactien 178%, Franzoſen 262%, Lom⸗ 
barden 96%, Galizier —, 1860er Looſe —, —, Oeſterr.⸗deulſche Bank —, 
Reichsbank —. : 

Per medio reſp. per ultimo. 

amburg, 14. December, Nachmittags. [Schluß⸗Courſe.] Hamburger 
St.⸗Pr.⸗A. 117%, Silberrente 65%. Credit⸗Actien 177%, Nordweſtbahn —, 
1860er Looſe 114%, Franzoſen 657, Lombarden 243, Ital. Rente 70%, 
Vereinsbank 114, Laurahütte 69%, Commerzbank 82%, do. II. Emiſſion 
—, Norddeutſche 124%, Provinzial⸗Disconto —, Anglo⸗deutſche 40, do. 
neue 64, Amerikaner de 1885 94, Köln⸗Mindener St.⸗A. 95%, Rheiniſche 
Eisenbahn do. 114%, Bergiſch⸗Märliſche do. 79, Disconto 44 Ct. — 
Internationale Bank 32%. Wenig feſt. 

Wechſelnotirungen: London lang 20, 22 Br., 20, 16 Gld., London kurz 
20, 38 Br., 20, 30 Gld., Amſterdam 168, 00 Br. 167, 20 Gld., Wien 177, 
00 Br., 175, 00 Gld., Paris 80, 40 Br., 79, 80 Gld., Petersburger Wechſel 
85 0 00 Br., 263, 50 Gld., Frankfurt a. M. pr. 100 Mk. 98, 85 Br., 98, 

d. 

Hamburg, 14. December, Nachmittags. [Getreidemarkt.] Weizen loco 
und auf Termine flau. Roggen loco ftill, auf Termine flau. Weizen pr. 
December 200 Br., 199 Gd., pr. April⸗Mai pr. 1000 Kilo 210 Br., 209 Gd. 
dagen pr. December 149 Br., 148 Gd., pr. April⸗Mai pr. 1000 Kilo 
156 Br., 155 Gd. Hafer feſt. Gerſte ruhig. Rüböl flau, loco 74, pr. Mai 
pr. 200. Pfd. 72. Spiritus matt, pr. December und pr. Januar-⸗Februar 
36%, per April⸗Mai 37%, per Juni⸗Juli per 100 Liter 100% 38%. Kaffee 
ſehr ruhig, geringer Umjas. Petroleum ſtill, Standard white loco 11, 65 Br., 
11, 60 Gd., per December 11, 60 Gd., per Januar⸗März 11, 60 Gd. — 
Wetter: Nebel. 5 5 

Liverpool, 14. December, Vormittags. [Baumwolle.] (Anfangsbericht.) 
Muthmaßlicher Umſatz 10,000 Ballen. Unverändert. Tagesimport 15,000 
Ballen, davon 11,000 Ballen amerikaniſche. b 

Liverpool, 14. December, Nachmittags. [Baumwolle.] (Schluß bericht.) 
Umſatz 12,000 Ballen, davon für Speculation und Export 2000 Ballen. — 
Stetig. Ankünfte zu % unter geſtrigen Käufen gehandelt. 

Middl. Orleans 7%, midol. ameritaniſche 7, fair Dhollerah 4, middl. 
fair Dhollerah 4%, good middl. Dhollexah 4%, middl. Dhollerab 4, fair 
Bengal 4%, good fair Broach 5%, new fair Oomra 4%, good faır Oomra 
5%, fair Madras 4%, fair Pernam 7%, fair Smyrna 6%, fair Egyptiau 7%. 


Upland nicht unter low middling December⸗Januar⸗Verſchiffung per 


Segler 6% D. 

Mancheſter, 14. December, Nachmittags. 12r Water Armitage 74, I2r 
Water Taylor 8%, 201 Water Micholls 10, 301 Water Gidlow Li, Zur 
Water Clayton 11%, 40r Mule Mayoll 11 4, 40r Medio Wilkinſon 12 , 36r 
Warpeops Qualitat Rowland 12%, 40r Double Weſton 12%, 60r Double 
Weſton 15%, Brinters % 7 8% pfünd. 117. — Gut 
Preiſe anziehend. f . ; 

Petersburg, 14. December, Nachmittags 5 Uhr. [Sch!uß-Courfe.] 
Wechſel auf London Mon. 31'%. do. Hamburg 3 Mon 269 ,. do. Amſterdam 
3 Mt. 159%. do. Paris 3 Mt. 332. 1864er Pram.⸗Anleſhe (geſtplt.) 230 
1866er Präm.⸗Anl. (gſtplt.) 221. 4 Imperials 6, 19. Große Hull. Eiſen⸗ 
bahn 16570 Auf. Bodencredit⸗Pfandbriefe 104. Privatdiscont 6 pet. 

Petersburg, 14. December, Nachm. 5 Uhr [(Productenmarkt.] Talg 
loco 54, 50. Weizen loco 11, 25. Roggen loco 6, 75. Hafer loco 4, 75, 
Hanf loco —. Leinſaat (9 Pud) loco 13, 25. Wetter: 16 Grad Kalte. 

Königsberg, 14. Dechr., Nachm. 2 Uhr. [Getreidemarkt.] Weizen 
niedriger. Roggen flauer, loco 12¼22pfd. 2000 Pfd. Zollgew. 137, 50, pr. 
December⸗Januar 135, 00, per Frühjahr 143, 75. — Gerſte geſchäftslos. 
— Hafer ſtill, inländiſcher loco per 2000 Pfd. Zollgewicht 156, 00, per 
December⸗Januar 148, 00, pr. Frühjahr 154, 00. — Weiße Erhſen per 
2000 Pfd. Zollgewicht 167, 00. — Spiritus pr. 100 Liter 100 pCt. loco 
45, 00, per December⸗Januar 45, 00, per Frühjahr 49, 00. — Wetter: 
Schneegeſtöber. 5 5 7 

ami, 14. Deebr., Nachmittags 2 Uhr. [Getreidemarkt.] Weizen 
niedriger, Umſatz 120 Tonnen, bunter pr. 2000 Pfd. Zollgewicht 197, 00—198,00. 
hellbunter 207, 00 bis 209, 00, hochbunter und glaſig 205,00 bis 209, 00, per 
April⸗Mai 209,00. Roggen feſt, 120 pfd. loco pr. 2000 Pf. Zollgew. inländiſcher 
151, 00 bis 152,00, per April⸗Mai 155, 00. — Kleine Gerſte per 2000 Pfund 
—.— 130, 00, große Gerſte per 2000 Pfd. Zollgew. 145, 00. Weiße 

och⸗Erbſen pr. 2000 Pfd. Zollgewicht loco 158, 00 bis 165, 00. Hafer 
per 2000 Pfd. Zollgewicht loco 170, 00 bis 178, 00. Spiritus pr. 100 Liter 
100% loco 44, 50. — Wetter: —. 5 7 

Antwerpen, 14. December, Nachmitt. 4 Uhr 30 Minuten. [Getreide⸗ 
markt.] (Schlußbericht.) Weizen matt, däniſcher 27%. Roggen unverän⸗ 
dert, Petersburg 18%. Hafer behauptet. Gerſte behauptet. 

N 13. December, Nachmittags 4 Uhr 30 Min. [Petroleum⸗ 
Markt.] (Schlußbericht.) Raffinirtes, Type weiß, loco 28 / bez., 29 Br., 
ver December 28% bez., 28% Br., per Januar 28% Br., per Februar 28% 
Br., Januar⸗April — Ruhig. a 

Bremen, 14. Dechr., Nachmittags. [Petroleum.] (Schlußbericht.) Stan⸗ 
dard 1 175 II, 25, pr. Januar 11, 30, per Februar 11, 30, pr. März 
—, —. Ruhig. 


Berlin, 14. December. en des A ln Die Stimmung für 
Roggen iſt zwar matt, doch der Werth des Artikels hat ſich kaum verſchlech⸗ 
tert, weil die Kündigungen fortgeſetzt gute an finden. Waare etwas 
reichlicher zugeführt, . wenig billiger verkauft werden müſſen. — Rog⸗ 
genmehl matter. — Weizen eröffnete matt, Baer ſich jedoch bei vermehr⸗ 
ter Kaufluſt im Laufe des Marktes und ſchließt nach gutem Umfaß feſt. — 
Hafer loco ziemlich feſt, Termine wenig beachtet. — Raböl neuerdings 
etwas billiger verkauft, Umſatz ſchwach. — Spiritus recht matt, Preiſe 

neigten zum Rüchſchritt. 5 . 
Weizen loco 170—220 M. 1000 Kilogr. nach Qualität gefordert, 
weißer märkiſcher — M. ab Bahn bez., gelber mecklenburger — M. bez., 
elber märkiſcher — M. ab Bahn bez., weißbunter polniſcher — M. ab 
ahn bez., ordinär gelb rumäniſcher — M. 011 pr. November⸗December 
199—199½% M. bez., pr. December⸗Januar — bez. pr. Januar⸗Februar 
— M. bez., pr. April⸗Mai 208 — 209 M. bez., pr. MaitJuni 211—2114 
M. bez. — Getündigt 6900 Ctur. Kündigungspreis 199% M. — Roggen 
ſoco 154 —166 M. pro 1000 Kilogr. nach Qualität gefordert, ruſſiſcher 155 
bis 156 M. bez., polniſcher 157—160 M. bez., inländiſcher 159 —163 M. 
ab Bahn bez, ordinärer — M. bez., pr. November⸗December 155—155% 
M. bez., December⸗Januar 155—155% M. ber, 
15447155, 205 . fl. e, 155—154—154Y, 
Gekündigt 


25 ja 47e Bos l. ber . Berka ed — Elen. urg part 
ez., pr. jahr — ez. — Ge — 2 i Pr 
eis — Erbſen: Kochwaare 182—221 M, Futterwaare 174—186 

— Weizenmehl pr: 100 Kilo. Br. unverſteuert incl. Sad Nr. O: 27,50 
dis 26,25 bez., Nr. 00. bez., Nr. 0 und 1: 25,75 —24,75 M. 
bez. — Roggenmehl Nr. O: 23,50 — 22,25 M., Nr. 0 und 1: 21,50—19,50 
M. — Roggenmehl Nr. 0 und 1: pr. November⸗December 20,90 M. bez., 


es Geſchaft, B 


ſanuar⸗ 
bruar⸗März 21,20 M. bez., pr. März⸗April — M 
1555 M. bez., pr. Mai⸗Juni 21,40 M. Do pr. 


bez. 
er⸗Januar 68,3 
{ ; anuar- Februar 68,5—69—68,6 M. bez, pr. 
April⸗Mai 68,3—69—68,5 bez, pr. Mai⸗Juni — M. bez. — Gekündigt 
1400 Cine. — Kündigungspreis 68,3 M. — Leinöl loco 58 M. bez. — 
Petroleum loco 27 M. per 100 Kilo incl. Faß, pr. November⸗December 
25,8 M. bez., pr. December⸗Januar 25,8 M. bez., pr. Januar⸗Jebruar — 
M. Br., pr. Februar⸗März — M. Br., pr. April⸗Mai — M. bez. Abge⸗ 
4 — or hg — M. bez. — Gekündigt — Cine. Kündigungs⸗ 
preis — M. 
Spiritus per 10,000 Liter loco „ohne Faß“ 43.8 M. bez., „mit Faß“ 
— M. bez., ab Speicher — M. bez., pr. November⸗December 107 M. 
bez., pr. December⸗Januar 46,4—46 M. bez., pr. Januar⸗Februar 46,6 
bis 3 M. bez., pr. März⸗April — M. bez., pr. April⸗Mai 486—48,4 M. 
bez., pr. Mai⸗Juni 48,9—7 M. bez., pr. Juni⸗Juli 49,9 — 7 M. bez., pr. 
n 3 M. bez. — Gekündigt 40,000 Liter. Kündigungs⸗ 
pre } 


e Breslau, 15. Dechr., 9 Uhr Vorm. Der Geſchäftsverkehr am heu⸗ 
tigen Markte war im Allgemeinen ſehr ſchleppend, bei ſtärkerem Angebot 
und unveränderten Preiſen. 

Weizen, in ſehr ruhiger Haltung, pr. 100 Kilogr. ſchleſiſcher alter weißer 
18,70—19,70— 21,70 Mark, alter gelber 17,70 bis 18,70 bis 20,70 Mark, 
neuer weißer 16,80 bis 18,00—19,70 Mark, nieuer gelber 15, 70 vis 16,70 bis 
19,20 Mark, feinſte Sorte über Notiz bezahlt. 

Roggen nur feine Qualitäten verkäuflich, per 100 Kilogr. 14,30 — 15,00 
bis 16,75 Mark, feinſte Sorte über Notiz bezahlt. 

Gerſte ſchwach preishaltend, per 100 Kilogr. 12,50 —14,50 bis 15,50 
Mark, weiße 16,00 —17,00 Mark. 

Hafer mehr angeboten, per 100 Kilogr. 75,00 — 16,20 — 18,20 Mark, 
feinſter über Notiz. 3 

Mais ſtark angeboten, per 100 Kilogr. 10,20—12,00 Mark. 

Erbſen mehr angeboten, per 100 Kilogr. 17—18— 20,50 Mark. 

Bohnen vernachläſſigt, per 100 Kilogr. 14,50 —15,50—16,50 Mark. 

Lupinen, nur billiger verkäuflich, per 100 Kilogr. gelbe 9,50 — 11,50 
Mark. blau 9,50 11,00 Mark. 

Wicken vernachläſſigt, per 100 Kiloge. 18— 1920 Mart. 

Oelſaaten in matter Haltung. 

Schlaglein matter. 


Pro 100 Kilogramm netto in Mark und Pf. 
Schlag⸗Leinſaat . 27 85 25 — 22 25 
Winterraps 32 25 31 25 30 25 
Winterrübſen 31 75 30 75 29 75 
Sommerrübſen : - 3 — 32. — 31 — 
Leindotter ......-- 27 — 26 — 25 — 


Rapskuchen feſter, pr. 50 Kilogr. 8,20—8,40 Mark. 

Leinkuchen niedriger, pr. 50 Kilogr. 9,70 — 10 Mark. . 

Kleeſamen gute Kaufluſt, rother ſehr gefragt, pr. 50 Kilogr. 44 bis 
47 5052,50 Mart, weißer hoch gehalten, pr. 50 Kilogr. 52—60—70 bis 
72—76 Mart, hochfeiner über Noru. 

Thymotbee feſter, pr. 50 Kilogr. 30—32—34 Mark. 4 

Medi nur billiger verkäuflich, pr. 100 Klgr. Weizen fein alt 29,75—80,75 
Mark, neu 26,00 — 27,00 Mart, Roggen fein 26,25—27,25 Mark, Hausbacken 
Re Mark, Roggen⸗Futtermehl 10—10,50 Mark, Weizenkleie 8 bis 

N ark. 


Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerſitäts 


Sternwarte zu Breslau. 

December 14. 15. Nachm. 2 U. Abds. 10 U. Morg, 6 U. 
Luftdruck bei 00 332% 18 332% 88 334%08 
Luftwärmne + 12 + 170 ＋ 0˙⁸ 
Dunſtdru fk 2493 2119 2.05 
Dunſtſattigungg 100 pet 100 pCt. 100 pCt. 

ind e ee | W. 3 W. 3 NW. 2 
Wetter 97 trübe. bedeckt, Regen. bedeckt, Regen. 


Bresl „15. 4 6 aD. M. 78 Em. | — M. — — 
lau, 15. Dec. E t. 78 Cm. U.. — € 


Wir entnehmen unſere deutſchen Chocoladen von der alten 
Kölner Firma 285 


Franz Stollwerck (Vater) 


und ni t von der Firma 
Gebrüder Stollwerck (Söhne). 


Hochachtungsvoll 


Hölner Bazar. 
Ausſtellung Hötel de Silösie. 


aun Gelegenheitslauf 
verkaufe ich, um ſchnell zu räumen, 
zum halben früberen Koſtenpreiſe und 
bei Entnahme von 10 Flaß 
f. Rothwein, n 1 65 


Karl von Holtei’s 
Romane. 
Octav- Ausgaben. 

Die Eſelsfreſſer. 3 Bde. Eleg. 

bro f re M. 7, 60. 
Eine alte Jungfer. Eleg. Un 
Der letzte Komödiant. 3 Bde. 

Eleg. broch. M. 4. 
Cbriſtian Lammfell. 5 Bde. 

Eleg. broch. M. 8, 80. 

Erlebniſſe eines Livröedieners. N 
und werden zum ſelben Preiſe z 


3 Bde. Eleg. broch. a 
„ 60. J genommen. Einzelne Fl. 1 Sgr. höher. 
Ein Schneider. 3 Bde. Eleg. Zugleich empfehle ich einer geneigten 
M. 11, 25 : 7908 


broch. 11, 2 zent 

e 3 Be „Ste Getreide⸗Kümmel, à Fl. 12 Sgr., 
roch. a . 

Die Vagabunden. 3. Auflage. 


Cbartreuſe⸗Ligueur, à Liter 25 Sgr., 
Mit Illuſtrationen. Elegant 
M. 4, 50. 


17% 

gr. 

Jamaica-R W Sr, 

amaica-Rum, » = = ix 

echt. ſchweiz. Abſyntb⸗Extr. à Our. 

Die Flaſchen berechne mit 1 Ei. 
u 


Benedictiner⸗Liqueur, à Liter 25 Sgr., 
broch. 


Stonsdorfer Bitter, à Fl. 12 Sgr., 
Zu beziehen durch alle Buchbolg. 


feinen 5 „a Fl. 15 Sgr., 
e 1 5 Sor 
Verlag v. Eduard Trewendt 
f in Breslau. 


Franzbranntwein kt reg 
Aufträge nach auswärts werden 
prompt ausgeführt. ' 
Weidenſtr. 


A. Gonschior, . 2 


Haupt-Niederlage von russischem 
echt Astrachaner Caviar, 


grau und großkörnig in Gebinden verſchiedener Größe, 4 Klgr. 4 Mark 
Pf., zum Wiederverkauf von 2 Klgr. an billiger, — in Original⸗Fäſſern 
Engroz- Preis, — verſendet gegen a 60 oder bei vorheriger Einſendung 
. Jurasky, 
Kattowitz, früher Myslowiß. 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


[2357] 


